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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
der

5. Versammlung des IV. Landtags des Freistaats Oldenburg.

Zehnte Sitzung.

Oldenburg , den 11. Mai 1928, nachmittags 4 Uhr

Tagesordnung: 1. Bericht des Ausschusses 2 über den Entwurf eines Gesetzes für den Landcsteil
Oldenburg , betreffend Abänderung des Landwirtschaftskammergesetzes. 1. Lesung.
(Anlage 5 .)

2. Bericht des Ausschusses 2 über den selbständigen Antrag des Abg. Dannemann,
betreffend Entwurf eines Gesetzes zur Aenderung des Jagdgesetzes für den Landesteil
Oldenburg vom 3. Juli 1926 . 1. Lesung.

3. Bericht des Ausschusses 1 zu der Vorlage der Staatseegierung , betreffend Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg über das Diensteinkommen der Direktoren
und landwirtschaftlichen Fachlehrer an de» landwirtschaftlichen Schulen . 1. Lesung.
(Anlage 43.)

4. Abstimmung über die ausgesetzten Ansschußanträge zu den Voranschlägen der Zentral-
kasse der Landesteile Oldenburg , Lübeck und Birkenfeld. (Ausschuß 3.)

5. Bericht des Ausschusses 2 über das Gesetz für den Freistaat Oldenburg zur Aenderung
des Gesetzes vom 12. Juli 1924 zur Auslührung des Finanzausgleichsgesetzes.
1. Lesung. (Anlage 42 .)

6. a) Bericht des Ausschusses 3 über den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des
Siedlungsamts für das Rechnungsjahr 1928/29 . (Anlage 24 .)

b) Bericht des Ausschusses 1 über den selbständigen Antrag des Abg. Wittje  und
über die Eingabe des Peter Watermann  und 10 weiteren Unterschriften, be¬
treffend Sicdlerreute.

er) Bericht des Ausschusses 1 zur Eingabe des Verbandes landwirtschaftlicher Klein¬
betriebe e. V., Vechta, betreffend Rückzahlung des Laudarbeiterdarlehns.

7. Bericht des Ausschusses2 über die Vorlage der Staalsregierung , betreffend Zusammen¬
stellung der innerhalb der für die Landwirtschaftskammer-Wahlen eingerichteten Wahl¬
kreise vorhandener landwirtschaftlich genutzter Flächen. (Anlage 7.)

8. Bericht des Ausschusses 3 zur Eingabe von Interessenten der Bedeichungsgenossenschaft
Ellenserdamm-Dangast um Uebernahme eines Teiles der entstandenen Kosten auf die
Staatskasse oder um eine jährliche Zinsbeihilfe.

9. Bericht des Ausschusses 3 über die von der Buchhalterei des Finanzbüros ausgestellte
und durch weitere Erläuterungen ergänzte Nachweisung der Einnahmen und Ausgaben
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der Kasse des Siedlungsamts für 1926 nebst Nachweisung der Kaufgelder und der
Erlöse für Grundstücke in besonderer Anlage. (Anlage 35.)

10. Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe des Pfandleihers S . Reisner in
Rüstringen , betreffend Erhöhung der Zinssätze für die Darlehen der Piandleiher.

11. Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe des Müllers Ernst Erich Kunz  in Hir¬
stein. betreff nd Beschwerde gegen das Bürgermeisteramt in Hirstein bezw. Gewährung
eines Zusatzdarlehns zur Fertigstellung von zwei Wohnungen.

12. Berirbt des Ausschusses 1 über die Eingabe des Eichmeisters a . D . Carl Meh r,
Nüstringen , um Wiederbeschättigung im Staatsdienst.

13. Bericht des Ausschusses 1 über den selbständigen Antrag des Abg. Fick.
13a . Förmliche Anfrage des Abg. Zimmermann.
14. Bericht des Ausschusses 1 über den selbständigen Antrag der Abgg. Meyer (Holte)

und Fröhle.
15. Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe der Gebrüder Spille  in K>llerhöhe, Post

Cloppenburg, um Erlaß der Grunderwerbssteuer.
16. Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe des Landmanns Joh . Böning  in Delfs¬

hausen-Südbäke , Gemeinde Rastede, um Aufweitung der B >andkassenentschäMaunaS-
summe, oder um Bewilligung eines angemessenen Geldbetrages zur Linderung
seiner Not.

17. Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe des Bauern - , Pächter - und Siedler
Verbandes.

18. Bericht des Ausschusses 1 über die Anlage 37 , betreffend die Vorlegung des Geschäfts¬
berichtes der Staatlichen Kreditanstalt , der Landessparkasse und der Oeffentlichen
Lebensversicherungsanstalt. (Anlage 37 )

19. Bericht des Ausschusses 1 über die Eingabe des Landwiris Heinrich Mryer  in
Ramsloh.

20 . Bericht des Ausschusses 2 über die Eingabe des Handels - und Gewerbevereins Lö
ningen, betreffend die Wiedereinrichtung des Katasteramts.

21. Bericht des Ausschusses 2 zu der Vorlage der Staatsregierung , betreffend Abänderung
des Gesetzes vom 20. Juni 1923 zur Ausführung des Reichsgesetzes für Jugend.
Wohlfahrt vom 9. Juli 1922 . (Anlage 50 .)

22 . Bericht des Ausschusses 2 zur Anlage 52 , betreffend Entwurf eines Gesetzes für den
Landesteil Lübeck zur Aenderung des Gesetzes vom 18. Februar 1902 , betreff nd die
Errichtung einer Landwirtschaftskammer. (GBl . Bd . 23 S . 25 .) 1 Lesung.

23 . Bericht des Ausschusses 2 zur Anlage 55, Entwurf eines Gcßtzes für den Lmdesteil
Lübeck, betriffend Abänderung des Gesetzes über die Ausübung der Jagd vom 9. Fe¬
bruar 1888 . 1. Lesung.

24. Bericht des Ausschusses 2 zu Anlage 15, betreffend Entwurf einer Ulkunde betreffend
Verleihung des Bergwerkseigentums zur Aufsuchung von Mineralien.

25 . Bericht des Ausschusses 2 zu Anlage 53, betreffend Ui künde über Verleihung des
Bergwerkseigentums auf vier Feldern im Amtsbezirk Jever und im Gebiete der S >adt
Jever und der Stadt Rüstringen an den Kaufmann Folkmar Franzius in Bremen.

26. Bericht des Ausschusses 3 zur Anlage 49 , betreffend den Entwurf eines Gesetzes für
de» Landesteil Oldenburg , betreffend die Abänderung des Gesetzes, betreffend die Er¬
hebung einer Steuer vom bebauten Grundbesitz. 1. Lesung.

27 . Bericht des Ausschusses 3 über die Eingabe der Walfenauer Siedler Pieper  und
2 Genossen, betreffend Umleihung ihrer Roggenschuldverschreibungen.

28 . Bericht des Ausschusses 3 über die Eingabe des Kolonisten Johann Braje,  betreffend
Beschaffung eines Darlehns in Höhe von 3000

29 . Bericht des Ausschusses 1 über den dringlichen selbständigen Antrag des Abg. Hug.

Vorsitzender: Präsident Schröder.

Am Regierungstische : Staatsminister Dr . Dri¬
ver und Dr . Millers,  Geh . Oberregierungs¬
räte Tappenbeck und Mutzenbecher,  Mini¬
sterialräte Zimmermann , Christians,
Ruhstrat , Eilers , Tantzen , Hennings,

Ostendorf I, Wetzner , Rauchheld , Neg .-
Assessor Dr.  Eisenbart.

Präsident : Ich eröffne die Sitzung und bitte
den Herrn Schriftführer , das Protokoll zu ver¬
lesen. (Abg . Lah mann  verliest das Protokoll



der 9. Sitzung .) Sind Einwendungen gegen das
Protokoll zu erheben ? Das ist nicht der Fall.
Dann ist es genehmigt . Ich bitte jetzt Herrn
Schriftführer Oeltjen,  die Eingänge mitzuteilen.
(Geschieht.) Der Landtag ist mit den Ueber-
weisungen einverstanden . Vor Eintritt in die
Tagesordnung gebe ich Herrn Abg . Fröhle  zum
Vortrage einer kurzen Anfrage das Wort.

Abg . Fröhle : Der Voranschlag der Einnahmen
und Ausgaben der Hunte -Wasseracht vom 1. April
1927 bis 31 . März 1928 weist auf der Ausgabeu-
seite unter „Gewöhnliche Verwaltungskosten " Aus¬
gaben in Höhe von 16 350 und unter „Unter¬
haltung der größeren Wasserläufe " Ausgaben in
Höhe von 28150 auf . Nach diesem Vor¬
anschlag betragen die gewöhnlichen Verwaltungs¬
kosten also 58 o/o der Aufwendungen für die Unter¬
haltungsarbeiten dieser Wasseracht.

Wie stellt sich die Staatsregierung hierzu ? Was
gedenkt sie zu tun , um der Kritik an den Wasser¬
achten, die sich vielfach gegen die Höhe der Ver-
waltungskosten richtet, den Grund zu entziehen?

Eine schriftliche Antwort genügt mir.

Präsident: Ich gebe Herrn Schriftführer Oelt¬
jen  das Wort zur Verlesung der Antwort.

Abg . Oeltjen : Nach dem Voranschlags der
Huntewasseracht für 1927/28 betrugen die säch¬
lichen Ausgaben 32 150 die allgemeinen Ver¬
waltungskosten 16 350 Uch von den letzteren wäre
richtiger ein Teil auf mehrere Jahre zu verteilen
gewesen, sodaß für 1927 14 870 verbleiben.
Die Verwaltungskosten betragen demnach 46 o/o der
sächlichen Ausgaben.

Die Angemessenheit oder Notwendigkeit der Ver¬
waltungskosten läßt sich nach den Ausgaben , die
eine Wasseracht in einem Jahre für die Unter¬
haltung oder Instandsetzung der Wasserzüge zu
machen hat , nicht beurteilen . Von der Tätigkeit
der Beamten und Angestellten der Wasseracht hat
die Wasserwirtschaft des Wasserachtsgebiets auch
dann ihren Nutzen, wenn die Wasseracht selbst keine
weiteren Ausgaben zu machen hat ; der größte
Teil der von der Verwaltung angeregten oder ge¬
förderten Arbeiten wird ohne Belastung der Wasser¬
acht von den Anliegern , Interessenten oder durch
sonstige Naturaldienste geleistet. Insbesondere gibt
der Vergleich der Verwaltungskosten mit den säch¬
lichen Ausgaben in größeren Wasserachten dann
ein falsches Bild , wenn für die Regulierung der
großen Vorfluter noch keine Ausgaben eingestellt
sind. Diese Arbeit hat die Huntewasseracht mit
Rücksicht aus die besonderen Schwierigkeiten noch
zurückstellen müssen, während sie in der Hase-, Fries¬
oythe» , Ammerländer - und Delmenhorster Wasser¬
acht schon im Gange sind. Sobald im Voranschlags
der Huntewasseracht wie in den anderen Wasser¬
achten auch für die großen Arbeiten Ausgaben er¬

scheinen, wird das Verhältnis der Verwaltungs¬
ausgaben zu den sächlichen weit ungünstiger.

Die Wasserachten haben 1922 ein vernach¬
lässigtes Wasserzugsystem von den Gemeinden über¬
nommen und sich dem Bedürfnisse entsprechend der
Wasserwirtschaft ihres Gebiets weit intensiver an¬
genommen , als dies früher von den Gemeinden ge¬
schehen konnte. Mit dem Ausbau der neuen Or¬
ganisation und den Außenarbeiten , der Beamten
und Angestellten , die für die gehörige Verwaltung
notwendig sind, sind unvermeidliche Kosten ver¬
bunden , die in den großen Wasserachten — die
Huntewasseracht umfaßt ein Gebiet von 69 000
Hektar — leicht hoch erscheinen, weil sie im Vor¬
anschläge der Wasseracht zusammengefaßt werden
und sich nicht aus Gemeinden oder Untergenossen-
schasten verteilen . Als Erschwernis kommt bei der
Huntewasseracht noch hinzu, daß der Vorstand seinen
Sitz in Wildeshausen , das Bauamt in Oldenburg
hat.

Die Vorstände und Ausschüsse der Wasserachten
sind trotzdem bemüht , soweit die Dringlichkeit ihrer
Ausgaben es gestattet , die Verwaltungskosten auf
ein der heutigen Lage der Landwirtschaft ent¬
sprechendes Maß zu halten . Sie haben das Recht
der Selbstverwaltung , so daß der Aufsichtsinstanz
nur eine beschränkte Einwirkungsmöglichkeit ge¬
geben ist. Einwände gegen die Höhe der Ver¬
waltungskosten sind daher zunächst bei der Ver¬
tretung der Wasserachten vorzubringen . Bei dem
Ministerium des Innern sind bisher keine Be¬
schwerden dieser Art nicht erhoben.

Präsident: Wir treten in die Tagesordnung ein.
1. Gegenstand ist:
Bericht des Ausschusses2 über den Entwurf

eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg betr.
Abänderung des Landwirtschaftskammergesetzes.
(Anlage 5.) 1. Lesung.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Ich eröffne die Beratung über den Ausschuß¬
antrag und über den Gesetzentwurf in der Anlage
5, Art . 1, 2. Es liegen keine Wortmeldungen vor.
Ich lasse abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten,
die den Ausschußantrag annehmen wollen , sich zu
erheben . (Geschieht.) Der ist angenommen.

Anträge zur 2. Lesung erbitte ich bis 6 Uhr.
Punkt 2 ist der
Bericht des Ausschusses2 über den selbständigen

Antrag des Abg. Dannemann  betr . Entwurf
eines Gesetzes zur Aenderung des Jagdgesetzes für
den Landesteil Oldenburg vom 3. Juli 1926.
1. Lesung.

Der Ausschußantrag lautet:
Annahme des selbständigen Antrags des
Abg . Dannemann  und des Gesetzent¬
wurfs in erster Lesung.
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Zu diesem Antrag des Ausschusses und zu dem
selbständigen Antrag ist von Herrn Abg . Danne-
mann  ein Verbesserungsantrag eingereicht , der
weiter nichts will , als im Text des Antrags hinter
dem Wort „ Antrag " einzuschalten : „ des Grund¬
eigentümers " und infolgedessen erhält der Satz
nun folgende Fassung:

„Die Erundeigentümerjagdkarte wird auf
Antrag des Grundeigentümers auch dem
Ehegatten des Grundeigentümers aus¬
gestellt ."

Ich eröffne die Beratung über den Ausschuß¬
antrag und den Verbesserungsantrag Danne-
mann . Das Wort wird nicht verlangt . Dann
lasse ich, wenn kein Widerspruch erfolgt , über den
Antrag des Ausschusses mit dem Verbesserungs¬
antrag Dannemann  abstimmen und bitte die
Abgeordneten , die den Gesetzentwurf in dieser
Fassung annehmen wollen , sich zu erheben . (Ge¬
schieht .) Angenommen.

Punkt 3 der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses 1 zur der Vorlage der

Staatsregierung Anlage 43 betr . Entwurf eines
Gesetzes für den Landesteil Oldenburg über das
Diensteintominen der Direktoren und landwirtschaft¬
lichen Fachlehrer an den landwirtschaftlichen
Schulen . 1 . Lesung.

Der Ausschutzantrag lautet:
Annahme der Regierungsvorlage.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Gesetz¬
entwurf in der Anlage 43 , Z 1, 2 , 3 , 4 , 5 , 6 , 7.
Keine Wortmeldungen . Ich lasse abstimmen und
bitte die Abgeordneten , die den Ausschutzantrag
annehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht .)
Der Ausschutzantrag ist angenommen.

Anträge zur 2 . Lesung erbitte ich bis heute
abend 7 Uhr.

Es folgen nach der Tagesordnung die Abstim¬
mung über die zurückgestellten Anträge des Vor¬
anschlages . Ich ziehe aber den Punkt 5 vor:

Bericht des Ausschusses 2 über das Finanzaus¬
gleichgesetz.

Ich ändere die Reihenfolge.
Zu der Anlage 42 , Finanzausgleichsgesetz , be¬

antragt der Ausschutz 2 im Anträge 1:
Annahme des Art . 1 , Ziffer 1 und 2.

Ich eröffne die Beratung über diesen Antrag
des Ausschusses , über die Ziffer 1, Art . 1 und
über den Gesetzentwurf im allgemeinen.

Das Wort hat der Herr Berichterstatter Abg.
H a r t o n g.

Abg . Hartong : Meine Herren ! Im wesentlichen
kann ich mich auf den Bericht beziehen . Freude
an dem Finanzausgleich hat wohl keiner im Hause;
ich glaube , ich darf die Regierung dabei einschlietzen.
Der Finanzausgleich steht und fällt , ebenso wie der

Etat , mit der tatsächlichen Ueberweisung der vor¬
gesehenen Reichssteuern . Wir haben uns über diese
Frage schon vor einigen Tagen gelegentlich des
Besoldungsgesetzes unterhalten . Ich habe damals
schon gesagt , datz nach den bestimmten Erklärungen
des Reichsfinanzministers angenommen werden
könne , datz die Ueberweisungsn auch tatsächlich in
dem erhofften Ausmatze erfolgen , und ich habe
damals schon darauf hingewiesen , datz die Reichs¬
steuereingänge in den letzten Monaten summa
summarum bis heute die Annahme rechtfertigt,
datz die Hoffnungen sich erfüllen . Allerdings ist
bei einzelnen Steuern , z. B . bei der Einkommen-
und Körperschaftssteuer schon ein Knick in der bis¬
her beobachteten ständigen aufsteigenden Linie zu
verzeichnen . Bei anderen Steuerarten sind die
Eingänge aber mehr als früher gestiegen , sodatz
im ganzen genommen immer noch eine aufsteigende
Linie festzustellen ist. Auf dieser Basis baut sich,
wie der Etat , auch der Finanzausgleich und ins¬
besondere sein wesentlichster Teil , der Ausgleichs-
sonds , auf . Wir haben diesen Weg der Bildung
eines Ausgleichsfonds aus dem Eemeindeanteil an
den Reichssteuern nun einmal vor mehreren Jahren
beschritten . Wir werden in diesem Jahre diesen
Weg weiter beschreiten müssen , so unübersichtlich
er an sich auch ist, und von Jahr zu Jahr unüber¬
sichtlicher und schwieriger wird . Der Ausschutz ist
sich darüber einig , datz im nächsten Jahre dieser
Weg nicht weiter beschritten werden kann , sondern
andere Wege gesucht werden müssen . Der ein¬
mal beschrittene Weg ist in diesem Jahre , wie ge¬
sagt beibehalten , obwohl die grundsätzlichen Be¬
denken mit dem Anwachsen der Ausgaben des Aus¬
gleichsfonds und der Belastung des Eemeindean-
teils an den Reichssteuern steigen . Wesentlich er¬
leichtert wurde in diesem Jahre die vorgeschlagene
Regelung , weil aus dem Vorjahre noch erhebliche
Beträge zur Verfügung standen . Allerdings sind
auch diese Beträge den Gemeinden entzogen ; die
Gemeinden sind aber im Vorjahre ohne diese Be¬
träge schlecht und recht ausgekommen . In diesem
Jahre steht auch ihnen also ein Mehr zur Ver¬
fügung . Im wesentlichen werden alle Mehrauf¬
wendungen der Gemeinden in diesem Jahre aus
dem Ausgleichsfonds gedeckt. Nicht ganz gedeckt
werden die Mehraufwendungen für die höheren
Schulen , weil hier — immer von der Regierungs¬
vorlage ausgegangen — gewisse Abstriche gemacht
werden , die aber nicht erheblich sind . Wesentlich
für die Stadtgemeinden ist ferner , datz sie im
Vorjahre für die Deckung der Gehaltsvorschüsse
Steuern erheben konnten und datz sie jetzt ihre
gesamten Eehaltsmehraufwendungen aus Anlatz der
Besoldungsvorlage also rückwirkend aus dem Aus¬
gleichsfonds überweisen erhalten . Es ergibt sich
also für die Stadtgemeinden ein Plus in Höhe
der im Vorjahre für die Gehaltsvorschüsse er¬
hobenen Steuern . Die Lage der Gemeinden im
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ganzen ist also in diesem Jahre trotz Erhöhung
des Ausgleichsstocks und trotz der erhöhten Summe,
die den Gemeinden dadurch vorweg entnommen
wird , doch günstiger , wie im Vorjahre . Der Aus¬
gleichsfonds beseitigt somit in erheblichem Umfang
Härten , wenigstens für die Städte . Aus diesem
Grunde hat der Ausschuß auch geglaubt , für
dieses Jahr  die neuen Grundsätze , die für die
höheren Schulen dem Staatsetat zugrunde gelegt
sind , annehmen zu können . Es sei aber ausdrücklich
betont , datz der Landtag sich damit nicht grund¬
sätzlich festlegen will . Auch diese Frage mutz also
im nächsten Jahre neu geprüft werden . Ich wieder¬
hole ausdrücklich : die Zugrundelegung der von der
Regierung für 1928/29 aufgestellten Grundsätze ist
lediglich ein Provisorium und präjudiziert den
Landtag in keiner Weise.

Ich wiederhole ferner , datz die Gemeinden sich
in diesem Jahre besser stehen als im vorigen Jahre,
und deswegen ist auch der Streit , der in der
Zeitung zwischen dem Ministerium einerseits und
andererseits der Stadt Oldenburg durch Artikel
entfesselt wird , ziemlich zwecklos. Er hat keinen
Sinn . Vor allen Dingen scheint mir , datz beide
Parteien , vor allen Dingen aber die Stadt Olden¬
burg , etwas an der Sache oorbeireden und von
einer Grundlage und Handhabung ausgehen , die
anscheinend auf beiden Seiten verschieden ist ; vor
allen Dingen aber scheint mir der letzte Artikel,
den die Stadt Oldenburg durch ihren Oberbürger¬
meister in die Zeitungen gebracht hat , nicht ganz
richtig zu sein. Es geht nicht an , datz , wenn man
die finanzielle Lage der Gemeinden in Oldenburg
und Preußen miteinander vergleicht , datz man dann
einen Teil der Steuern herausnimmt und andere
Einnahmen beiseite schiebt . Durch Zahlen kann
man dann letzten Endes alles beweisen . (Sehr
richtig ! rechts .) Ich glaube , die Zahlen , die dem
Finanzausschuß zugrunde liegen , beweisen , datz tat¬
sächlich die Gemeinden summa summarum mit der
effektiven Auswirkung der diesjährigen Regelung
zufrieden sein können.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre-
r i ch s.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Ich will nicht
viel mehr zu den Dingen sagen , es hat wirklich
nach Lage der Dinge nicht viel Zweck. In einem
stimme ich durchaus mit Herrn Hartong  über¬
ein , die Vorlage befriedigt nicht und ihre Ge¬
staltung im Ausschuß auch nicht . Wir haben ja
manches Jahr schon über den Finanzausgleich uns
unterhalten und in jedem Jahre haben wir ge¬
hört , datz nun aber im nächsten Jahre dafür ge¬
sorgt werden mutz, datz die Dinge endgültig und
einfach gestaltet werden und in keinem Jahre sind
wir zu einer endgültigen Regelung gekommen und
einfacher sind die Dinge auch nicht geworden , son¬
dern höchstens noch komplizierter . Das letztere trifft

besonders in diesem Jahre zu . Es wurde eben ge¬
sagt , daß die Gemeinden sich günstiger ständen.
Das mag für die Gemeinden , in denen sonst keine
besonderen Lasten als die Lehrerbesoldungen in
Frage kommen , zutreffen , aber ich unterschreibe
durchaus das , was der Regierungsvorlage als Be¬
gründung beigefügt ist, wo darauf hingewiesen ist,
datz die Städte ohne ein höheres Zuschlagsrecht zu
den Nealsteuern nicht auskommen . Wir sind der
Meinung , datz das , was die Regierung im ß 10a
vorgeschlagen hat , mindestens so vorsichtig ge¬
halten ist, datz man ohne Bedenken diesem hätte
zustimmen können . Man mutz doch wohl annehmen,
datz auch in den Gemeinden Leute mit Verant¬
wortungsgefühl sitzen, die so einigermaßen wissen,
was sie tun . Aber es ist uns durchaus nicht un¬
bekannt , datz seit Jahren immer hier eine erheb¬
liche Abneigung dagegen vorhanden war , den Ge¬
meinden einigermaßen freie Hand zu lassen , damit
sie ja nicht über den Strang schlagen . Ich glaube,
das ist nicht berechtigt . Im Gegenteil , ich bin
der Meinung , datz die Stadtgemeinden ganz er¬
heblich mehr in Bedrängnis kommen werden , als
sie es bis jetzt schon sind , und man sollte ihnen
die Möglichkeiten , die ihnen im Z 10a gegeben
werden sollen , doch mindestens auch geben.

Das Kernstück der ganzen Vorlage ist ja die
Neubeordnung des Z 20 . Da müssen wir eben¬
falls betonen , datz uns diese Beordnung nicht ge¬
fällt . Um es in ganz kurzen und dürren Worten
zu sagen : Es ist doch in den letzten Jahren so
gewesen , datz man den Stadtgemeinden einen Teil
des ihnen zustehenden Anteils an der Reichsein¬
kommen - und Körperschaftssteuer vorenthalten und
damit dann andere Gemeinden , die weniger an
diesen Steuern haben , bezuschusst hat . Wir haben
schon mehrfach zum Ausdruck gebracht , datz das
Zuschneiden der Bezuschussung lediglich aus die Ein¬
kommen - und Körperschaftssteuer verkehrt ist ; man
mutz dann mindestens die gesamten Steuermöglich¬
keiten in Betracht ziehen . Unsere Anträge sind
bisher immer abgelehnt worden , und wir zweifeln
nicht daran , datz das auch in diesem Jahre ge¬
schehen wird . Wir glauben in bezug auf das,
was hier jetzt im Z 20 vorgesehen ist, wenn die
Auswirkungen ähnlich so sind , wie es geschildert
worden ist, datz man es viel einfacher haben
könnte , aber eben weil dann eine Reihe von Ge¬
meinden und ganz besonders die ländlichen Ge¬
meinden , die keine Einkommensteuer mehr auf¬
bringen , nicht zurecht kommen , deswegen diese vor¬
liegende Beordnung . Wir lehnen daher auch die
Neubeordnung , wie sie im Z 20 vorgesehen ist, ab.

Es ist dann im Z 20a noch vorgesehen , datz
die Gemeinden bzw . Eemeindeverbände aus der
Heil - und Pflegeanstalt Wehnen eine gewisse Zu¬
rückerstattung erhalten sollen . Wir haben im Aus¬
schuß ganz allgemein die Aufnahme dieser Bestim¬
mung abgelehnt , und zwar aus dem Grunde , weil
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wir es für einen Schönheitsfehler halten , derartige
Dinge in den Finanzausgleich hineinzubringen.
Nun aber hat sich, soweit mir bekannt geworden
ist, herausgestellt , daß die Staatsregierung nicht
heran will , in den Haushaltsplan eine bestimmte
Summe für den Zweck der Rückerstattung ein¬
zusetzen. Es entstehen 54 000 M . Kosten . Der
Herr Minister soll erklärt haben , daß das nicht
ginge . Wenn im Ausschuß 3 in den Haushalt
eine so.che Summe eingeste ' lt werden sollte , müßte
sie irgendwo her genommen werden . Es würde
die Möglichkeit nicht mehr gegeben sein, sie aus
dem Gemeindeanteil vorweg zu nehmen ; das
scheint mir der Haken zu sein . Ich will aber
doch sagen , wenn diese Möglichkeit sich nicht ergibt,
und wenn im Ausschuß 3 eine Mehrheit für die
andere Regelung sich nicht findet , dann werdeu
wir uns Vorbehalten , über diesen Schönheitsfehler
hinwegzusehen , um schließlich doch die Annahme
des § 20a zu beantragen . Wenn sich für die
von uns gewünschte Regelung der Sache keine
Mehrheit findet , müssen wir doch sorgen , daß das¬
jenige , was den Gemeinden und Eemeindeoerbän-
den zugute kommen soll , ihnen auch zuteil wird.

Wir haben nichts dagegen einzuwenden , daß an ^
dem Rest des Ausgleichsfonds auch die Aemter!
beteiligt werden . Das Zuschlagsrecht in Lübeck!
zu erhöhen , dazu haben wir zunächst keinen Antrag !
gestellt . Wir sind allerdings der Meinung , wenn
die Notwendigkeit besteht für den Landesteil Lübeck
dieses Zuschlagsrecht zu erweitern , daß man dem
zustimmen muß . Wir werden uns Vorbehalten , ge¬
gebenenfalls zur zweiten Lesung einen entsprechen¬
den Antrag zu stellen.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Driver.

Minister Dr . Driver : Meine Herren ! Es ist
von den beiden Herren Vorrednern ebenso wie
von dem Berichterstatter zum Ausdruck gebracht
worden , daß der Finanzausgleich immer unüber¬
sichtlicher und verickickelter werde . Ich muß das
zugeben . Aber die Schwierigkeiten liegen in der
Materie selbst . Ich bin auch der Meinung , daß
versucht werden muß , im nächsten Jahre einen
anderen Modus zu finden , um den Finanzausgleich
einfacher , klarer und durchsichtiger zu gestalten . Ob
es gelingt , muß der Zukunft überlassen bleiben.
Was mich besonders veranlaßt , hier das Wort
zu nehmen , ist die Stellungnahme des Ausschusses
zu dem Zuschlagsrecht der Stadtgemeinden . Meine
Herren , so wie der Ausschuß es will , geht es nach
unserer Auffassung nicht . Die Stadtgemeinden wer¬
den die Mehrausgaben für die höheren Schulen
und die Volksschulen ersetzt bekommen , sie bekommen
aber nicht die Verwaltungsausgaben ersetzt , und
sie sind gerade bei den Stadtgemeinden ganz er¬
heblich . Sie schlagen besonders auch bei den
kleinen Stadtgemeinden , weil sie über erhebliche

Steuereinnahmen nicht verfügen , stark zu Buch.
Meines Erachtens und nach Ansicht der Staats¬
regierung muß den Stadtgemeinden die Steuer¬
möglichkeit gegeben werden , auch über die Sätze
des Gesetzes hinaus Zuschläge mit Genehmigung
des Staatsministeriums erheben zu können , wie
es für die Vorschüsse zu den Besoldungen im vori¬
gen Herbst gesetzlich bestimmt ist. Die Stadt¬
gemeinden kommen tatsächlich in Schwierigkeiten,
wenn man ihnen diese vermehrte Steuermöglichkeit
vollständig abdrosselt . Wir haben gestern im
Ministerium mit einer Kommission aus Eutin , be¬
stehend aus Mitgliedern des Stadtrats und Stadt¬
magistrats verhandelt . Eutin war früher eine wohl¬
habende Stadt . Sie ist jetzt eine Rentnerstadt ge¬
worden . Da wurde uns sogar der Vorwurf ge¬
macht , daß die Gesetzgebung die Veranlassung ge¬
wesen sei, daß Eutin in die jetzige Schuldenlast
hineingekommen sei, weil von 1920 ab die ver¬
mehrte Steuermöglichkeit abgedrosselt sei. Die
Schuldenlast der Stadt Eutin beträgt etwa 1,4 Mil¬
lionen Mark . Die Stadt Eutin hätte wahrschein¬
lich auch eine andere Finanzpolitik treiben können,
hätte von Anfang an vorsichtiger wirtschaften kön¬
nen , die Ausgaben einschränken und sich vielleicht
auch andere Einnahmen beschaffen können , aber
richtig ist, daß die Stadt Eutin jetzt mit dem
Voranschlags vollständig in die Brüche kommt.
Trotzdem alle Ausgaben jetzt aus das Notwendigste
beschränkt worden sind , hat Eutin mit einem Defizit
von 90 000 M .zu kämpfen , das nicht zu beseitigen
ist. Meine Herren , das geht nicht , da muß der
Stadt Eutin geholfen werden , es muß ihr die
Möglichkeit gegeben werden , doch auch noch ge¬
wisse Zuschläge zu erheben , wenn der Stadtrat
sie beschließt . Er wird sie sicher nicht unnötig
beschließen . Die Stadt hat aber auch , wenn sie
ihre Steuern ausgeschöpft hat , bei dem jetzigen Zu¬
stand nicht mehr die Möglichkeit , noch weitere Gel¬
der zu beschaffen , denn die Banken , an die sie
sich wenden , sagen : ,,Du Stadt hast deine ganzen
Steuermöglichkeiten ausgeschöpst , da du weitere
Steuermöglichkeiten nicht hast , kann ich dir kein
Geld mehr geben ." Das haben die Prooinzialbank
und die Sparkasse in Eutin der Stadt gesagt.
Wie es der Stadt Eutin geht , hat es der Stadt
Brake gegangen und wird es auch jetzt noch gehen.
So geht es auch einer Reihe von anderen Städten,
ich nenne Nordenham , Elsfleth , Lohne , Varel,
Ahrensbök , Oberstein . Sie sind mehr oder weniger
alle in der gleichen Lage , daß sie ihre Steuern
vollständig ausschöpfen , aber ihre Verwaltungs¬
ausgaben nicht decken können . Man bringt dadurch
die Stadtgemeinden in eine ganz verzweifelte Lage.
Da muß unseres Erachtens der Gesetzgeber einen
anderen Weg gehen , er muß diesen Städten , wie
von uns vorgeschlagen , die Möglichkeit der Er¬
hebung weiterer Zuschläge geben , weil die Städte
sonst in die allergrößten Schwierigkeiten kommen
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werden . Ich mutz Sie daher dringend bitten , datz
Sie in diesem Falle den Antrag der Minderheit
und nicht der Mehrheit annehmen . Ich will zu
der Vorlage im übrigen nur noch bemerken, datz
bei der Aufstellung der Bewerber für den Aus¬
gleichsfonds die Privatschulen vergessen worden
sind. Die Privatschulen stehen gerade so da wie
die höheren Schulen . Sie werden auch wegen
des Normalschulgeldes genau so behandelt . Da
ist eine Lücke, und diese Lücke mutz ausgesüllt
werden . Es mutz zur zweiten Lesung ein beson¬
derer Antrag gestellt werden . Wenn ich vorhin
gesagt habe , datz versucht werden soll, den Finanz¬
ausgleich im nächsten Jahre übersichtlicher und
einfacher zu gestalten , so mutz ich einen Vorbehalt
machen. Ohne einen Ausgleichsstock wird es auch
im nächsten Jahre nicht gehen, denn es mutz dafür
gesorgt werden , datz die Gemeinden , die stark be¬
lastet sind und sich nicht Helsen können, aus irgend¬
eine Weise aus einem Ausgleichsstock die Mittel
erhalten , um bei sparsamer Wirtschaft die Aus¬
gaben decken zu können.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Har-
tong.

Abg . Hartong : Meine Herren ! Ich wollte auf
Einzelheiten eigentlich erst bei den einzelnen An¬
trägen eingehen. Es mag aber schon jetzt ge¬
schehen, dann geht es nachher schneller. — Der An¬
regung Frerichs  bezüglich der Pslegesätze in
Wehnen möchte ich nicht folgen . Ich bin mit
ihm einer Meinung darüber , datz die Verpflegungs¬
sätze, rein kaufmännisch gesehen, so gestaltet werden
müssen, datz die Anstalt genügend Einnahmen hat.
Eventuell mutz der Staat bzw. die Anstalt Sonder¬
abkommen mit den Amtsverbänden treffen . Ich
vermag nicht einzusehen, datz das Aufgabe des
Finanzausgleiches ist. Jeder Kaufmann , und
Wehnen ist in gewisser Weise auch Kaufmann,
mutz seine Bedingungen so einrichten, datz er Zu¬
spruch bekommt. Das bedeutet nicht ohne weiteres,
datz nun zu Lasten des Etats die rechnungsmäßig
sich ergebende Differenz in den Voranschlag ein¬
gestellt werden mutz. Man kann auch, wie das
jeder Kaufmann und jede Anstalt mutz, anders
kalkulieren und sparsamer wirtschaften und dadurch
einen Ausgleich schaffen. Das geht . Wenn man
sich vorbehält für die zweite Lesung , auf den An¬
trag der Regierung zurückzukommen, dann erleich¬
tert man damit dem Finanzminister zu sehr die
Geschäfte und verhindert , datz Wehnen kalkula¬
torisch auf die richtige Basis gestellt wird . Im
übrigen ist es falsch, einfach zu sagen, datz die
Kranken , die bisher auswärts untergebracht worden
sind, mit 50 Pfg . Nachlatz nach Wehnen gelegt
werden . Es spielen dabei nicht nur die pekuniären
Gründe mit . Auch deswegen ist es falsch, einfach
bei Etat mit 54 000 M . Mehraufwendungen zu
operieren , nur um uns zu veranlassen , dem Vor¬
schlag der Regierung zuzustimmen.

Zuschlagsrecht der Städte:  Meine Her¬
ren ! Es werden ganz sicher im Laufe der Zeit die
ganzen geldlichen Beziehungen zwischen Reich, Staat
und Gemeinden auf eine endgültige Basis gestellt
werden und wir werden auch in dieser Beziehung
wieder zu alten , bewährten Grundsätzen zurückkehren
müssen. Ich halte es heute aber für verfrüht,
darüber zu sprechen. Ich weise nochmals darauf
hin , was ich vorhin schon gesagt habe : die Städte
haben im vorigen Herbst das Zuschlagsrecht für
die Besoldungszulagen erhalten , und um diese Be¬
träge stehen sie sich besser. (Zuruf : Oldenburg
und Delmenhorst !) Die anderen Städte hatten
auch das Recht. Wenn hier darauf hingewiesen
wird , datz Elsfleth sich sonst nicht Helsen kann,
so mutz ich sagen, gerade Elsfleth hat von dem
Zuschlagsrecht keinen Gebrauch gemacht. Da kann
Elsfleth aber doch nicht sagen, wir sitzen jetzt fest.
(Zuruf von der Regierung : Elsfleth sitzt tatsäch¬
lich fest!) Elsfleth hat das Zuschlagsrecht und kann
es heute noch ausnutzen . (Zuruf : Nein , das Rech¬
nungsjahr ist abgelaufen !) Man kann doch un¬
möglich daraus , datz eine Gemeinde im vorigen
Jahre die Steuerquellen nicht ausgeschöpst hat,
jetzt konstruieren, datz allgemein mehr bewilligt
werden mutz. Wenn aus Eutin hingewiesen ist, so
mutz ich sagen, datz nach meiner Ueberzeugung
Eutin nicht zu helfen ist, Sie können das Zuschlags¬
recht bemessen, wie Sie wollen , bei der Finanz¬
wirtschaft , die dort getrieben worden ist, hilft kein
Mittel . (Zuruf : Eutin mutz auch sparen !) Wenn
man nicht gespart hat und fängt jetzt erst an , dann
gibt es keine Steuerquellen , die ergiebig genug
sind, um diese alten Sünden zuzudecken. Sie können
das Zuschlagsrecht bis 1000 oder lO OOOo/o erhöhen,
selbst dann wird der Voranschlag in Eutin kaum
in Ordnung kommen. Wenn Eutin behauptet,
durch die Gesetzgebung in diese Not gekommen
zu sein, so glaubt das keiner im Hause . Es ist
lediglich die Finanzwirtschast , die Eutin getrieben
hat , und deswegen sollen wir im ganzen Lande
für alle Städte ein erhöhtes Zuschlagsrecht oor-
sehen? Das vermag ich nicht einzusehen.

Privatschulden:  Die Bemerkung des Herrn
Ministers ist richtig. Ich habe schon vor ein paar
Tagen mit dem Regierungsvertreter darüber ge¬
sprochen. Es mutz ein Antrag zur zweiten Lesung
kommen.

Ausgleichsstock auch im nächsten Jahre nötig.
Das ist richtig, die Frage aber ist, wer den Aus¬
gleichsstock künftig speisen soll, ob allein die Ge¬
meinden oder auch der Staat.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Meine Herren ! In der
Pflegeanstalt Wehnen wird außerordentlich spar¬
sam gewirtschaftet . Sie müssen aber bedenken,
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daß wir es hier nicht mit gesunden Menschen zu
tun haben , sondern mit den Aermsten der Armen,
und da mutz jede Sparsamkeitsmatznahme mit
großer Sorgfalt überlegt werden , insbesondere
auch dahin , ob sie zurückwirkt auf das Wohl¬
befinden der Kranken . Ich kann wohl sagen, datz
wir ebenso sparsam wirtschaften , wie auswärtige
Anstalten . Der Pflegesatz ist vom 1. März 1927
an auf 3,50 M . erhöht . Dieser Verpflegungssatz
besteht auch noch heute . Es hat sich hearusgestellt,
datz einige Amtsverbände mit diesen Verpflegungs¬
sätzen sich nicht einverstanden erklären und versuchen,
die Kranken herauszunehmen und in auswärtigen
Anstalten unterzubringen . Meine Herren , das ist
für unsere Anstalt außerordentlich nachteilig . Es
ist sicherlich auch für die Kranken nachteilig, die aus
der Oldenburger Anstalt genommen und auf aus¬
wärtige überführt werden . Es entsteht durch die
weitere Entfernung eine Verschlechterung. Der Be¬
such der Angehörigen wird erschwert. Es ist des¬
halb auf Wunsch der Amtsoerbände , nachdem ich
den Vorstand des Verbandes der Amtsoerbände
gehört habe , der Weg des Finanzausgleichs gewählt
worden . Nach Z 20a soll demnächst ein Betrag
von 50 Pfg . von dem Verpflegungssatz von 3,50 M.
auf den Ausgleichsstock übernommen werden . Es
wird gesagt , daß das nicht in den Finanzausgleich
hineingehört . Das ist nicht richtig. Im Reichs-
finanzausgleichsgesetz heißt es:

Die Länder sollen bei der Beteiligung der
Gemeinden an den Ueberweisungssteuern insbe¬
sondere die Lage der kleineren steuerschwachen Ge¬
meinden (Eemeindeverbände ) berücksichtigen, so¬
weit ihre Notlage auf besonders hohen Lasten
für kulturelle und soziale Aufgaben beruht.
Gerade dieser Reichsbestimmung wird also

H 20a unseres Gesetzentwurfs gerecht. Der Weg,
den Herr Abg . Frerichs  vorschlägt , datz man
nämlich im Etat die Einnahmen für die Anstalt
um 54 000 M . herabsetzt und damit das Defizit
vergrößert , ist vollständig ungangbar . Der Weg
darf keineswegs beschritten werden . Wenn Sie
diesen Antrag 20a ablehnen , dann bleibt es eben
beim alten : der Verpflegungssatz beträgt 3,50 M.
und die Amtsverbände müssen ihn zahlen . Was
daraus entsteht , müssen wir abwarten . Ich halte
es durchaus für zweckmäßig und richtig, datz dieser
soziale Ausgleich im Finanzausgleichsgesetz ver¬
ankert wird.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Schmidt.
Abg . Schmidt : Meine Herren ! Auch wir sind

mit der vorgenommenen Beordnung nicht zufrieden.
Am wenigsten zufriedenstellend ist der Umstand,
datz die Gemeinden , die höhere Schulen unter¬
halten , schlecht weggekommen sind. Der Herr Be¬
richterstatter Hartong  hat gesagt : Die Gemein¬
den sollen das bekommen, was sie 1927 bekommen
haben , zuzüglich der Mehraufwendungen , die die

Erhöhung der Gehälter nach sich zieht. Das ist
wohl richtig ; aber als der Finanzausschuß in der
ersten Lesung des Voranschlags die Grundsätze be¬
raten hat , die für die Zuschüsse für die höheren
Schulen gelten, hat der Ministerpräsident im Aus¬
schuß gebeten, von der Beschlußfassung abzusehen
bis nach Erledigung des Finanzausgleichs . Der
Ausschuß war aber anderer Meinung , denn es
wurde festgestellt, datz diese Mehrvergütungen , die
das damals noch kommende Finanzausgleichsgesetz
bringen sollte, aus dem Anteil der Eemeineden ge¬
nommen werden sollten.

Die Vorlage , die jetzt zur Beratung steht, und
der dazu hergegebene Bericht , geben dieser Ver¬
mutung des Finanzausschusses Recht. Darum hat
der Finanzausschuß geglaubt , über die Wünsche des
Ministerpräsidenten hinweggehend , den Gemeinden
das zuwenden zu sollen, was sie früher gehabt
haben und die alten Grundsätze bestehen lassen zu
sollen; denn, meine Herren , es ist von autzerordent-
Wichtigkeit, datz die Grundsätze endlich einmal nicht
jedes Jahr geändert werden oder der Versuch ge¬
macht wird , sie zu ändern . Es mutz etwas festes
sein. Der Ileberzeugung ist der Finanzausschuß im
Ganzen . Nun gebe ich Herrn Frerichs  recht,
wenn er sagt, es wird nicht viel mehr daran zu ändern
sein. Nach Lage der Dinge wird es so laufen,
wie der Bericht zeigt, aber ich mutz doch mein Be¬
dauern darüber aussprechen, datz die Gemeinden
immer aus diesen schwankenden Beinen bleiben.
Ich will hoffen , datz der Wunsch des Ausschusses
2 in Erfüllung geht , und datz ganz bestimmt aus¬
gesprochen wird , datz feste Grundsätze auf alter
Basis im nächsten Jahre von der Regierung her¬
gegeben werden.

Was das Zuschlagsrecht für die städtischen Ge¬
meinden angeht , mutz zugegeben werden , datz manche
Stadtgemeinden sich in übler Lage befinden . Der
Herr Minister des Innern hat zugegeben, datz
nicht immer das Gesetz Schuld gewesen ist, sondern
auch andere Ursachen mitgespielt haben . Das ist
richtig. Es ist, glaube ich, in verschiedenen Fällen
nicht die richtige Finanzwirtschaft getrieben worden.
Es kann nicht genug darauf hingewiesen werden,
datz noch sparsamer gewirtschaftet werden kann.
Wenn die Städte in einer schwierigen Lage sind
und sagen, datz es nicht tragbar ist, dieses Defizit
weiter zu führen , oder noch größere Anleihen auf¬
zunehmen, so ist das richtig ; aber ebenso wenig ist
es tragbar , die Realsteuern , und aus diese kommt
es an , in dem Umfange zu nehmen , datz das Zu¬
schlagsrecht über die jetzige Grenze weit hinaus be¬
willigt wird.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Dohm.
Abg . Dohm : Meine Herren ! Es soll ganz ge¬

wiß nicht bestritten werden , datz die Stadt Eutin sich
in einer bedrängten Lage befindet , aber wenn die
Vertreter dieser Stadt sagen, datz es Schuld des
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Gesetzgebers sei, dann ist das eine falsche Behaup¬
tung . Eutin soll sich gefälligst selbst an die Nase
fassen, dann würde es zu der Ueberzeugung kommen,
daß die Hauptschuld bei der Vertretung selbst liegt.
Gespart ist in Eutin nicht. Im ganzen Lande heißt
es immer und immer wieder : Eutin ist die Stadt
der reinen Projekte . Viele Projekte kosten Geld.
Wenn nun auch wirklich der Stadt Eutin das Zu¬
schlagsrecht gegeben wird , dann hilft das nach
meiner Ueberzeugung zu nichts. Zum anderen
würden gerade diejenigen betroffen , die am aller¬
wenigsten die neuen Steuern tragen können. Eutin
hatte ja einen Fehlbetrag von rund 150 000 M ., es
ist aber nachgewiesen, daß es höchstens 90 000 M.
zu sein brauchen, die anderen 60 000 M . konnten
gespart werden . Eutin kann die Einnahmea um
gut 10 bis 15 000 M . erhöhen , hat es aber nicht ge¬
tan . Im übrigen kann Eutin noch ganz erheblich
sparen . Es wurde für gut befunden , auf den
Dörfern die Schulen eingehen zu lassen, man scheute
nicht davor zurück, in einigen Dörfern den Kindern
einen weiteren Schulweg , auch von 2 Kilometern
aufzuerlegen . Die Stadt kann gern 2 Lehrer
sparen , sie kann Klassen Zusammenlegen. Aber für
die Großstadt Eutin ist das nicht möglich, daß
Knaben und Mädchen in den unteren Klassen zu¬
sammen unterrichtet werden . Ich weiß nicht, ob
die Lehrer in den Städten so wenig Arbeits¬
kraft haben oder ob die Kinder sich nicht ver¬
tragen . Dann redet Eutin davon , daß das Lyzeum
zu teuer wird . Tatsächlich kostet das Lyzeum
20 000 M . Anstatt zu sparen , ist beschlossen, das
Lyzeum auszubauen und noch Lehrer anzustellen.
Die Kosten aber sollen andere bezahlen . Eutin
hat eine Mühle gekauft für 85 000 M ., obgleich
es sicher war , daß jährlich zugesetzt werden mußte.
Die Pacht konnte nie herauskommen . Das aber
hindert die Stadt nicht, das zu machen. Sie tröstet
sich damit : Wenn wir fest sitzen, werden uns andere
Leute schon Helsen. Das geht nicht an . Ich be¬
rufe mich aus ein Zeugnis , das ein Mitglied des
Stadtrats abgegeben hat . Es hat erklärt : Wenn
der Landtag beschließen sollte, daß die Stadt Eutin
das erhöhte Zuschlagsrecht für Grund - und Ee-
bäudesteuer erhält , muß ich die Konsequenzen ziehen,
ich lege meine sämtliche Aemter als stellvertretender
Bürgermeister nieder , weil ich es nicht verantworten
kann. Wenn er es nicht verantworten kann, dann
können wir es ebenfalls nicht verantworten . Ich
glaube auch nicht, daß Eutin ohne weiteres fertig
ist, wenn es eine vernünftige Finanzwirtschaft
macht. Es ist immer so, es wird erst hübsch
beschlossen, das muß sein und das muß sein, aber
daß man Rücksicht nimmt auf den Steuerzahler,
daran denkt man nicht. Ist man festgesahren,
dann heißt es : Nun Landtag , mache ein Gesetz,
daß uns das Zuschlagsrecht gegeben wird . Das
ist ein Antrieb für die Städte , noch unvorsichtiger
zu wirtschaften.

Ltcnogr . Berichte . IV. Landtag. 5. Versammlung.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Zim¬
mer  m an  n.

Abg .Zimmermann : Auch ich bedauere , daß ß
20a gestrichen werden soll. Nun sagt Herr Kar¬
ton g,  das sind Ausgaben , die nicht in den Finanz¬
ausgleich hineingehören , er hält es für richtiger,
daß die Anstalt so wirtschaftet , daß sie mit den Ein¬
nahmen auskommt . Ich habe die Empfindung,
daß eigentlich in der sozialen Fürsorge doch schon
viel zu viel gespart wird . Trotzdem setzen wir noch
jährlich, in diesem Jahre 16 400 M . zu. Der
Landesarzt , der von Zeit zu Zeit Wehnen besucht,
hat tatsächlich die schwersten Bedenken, den Zustand
in Wehnen so weiter zu dulden . Einmal ist es
schwer möglich, bei dem Umfang der Anstalt und
bei der äußersten Sparsamkeit die vorhandenen
Aerzte und Hilfskräfte zu halten , weil sie mit Ar¬
beit außerordentlich überlastet sind. Hinzu kommt,
daß nicht nur am Personal gespart wird , sondern
auch an anderen Dingen . Ich möchte darauf Hin¬
weisen, was beispielsweise im Bericht des Landes¬
arztes steht:

„Unter dem Gesichtswinkel der äußersten
Sparsamkeit im Betriebe ist auch die
häufigere Benutzung von Lieferungsmitteln
und die Belegung der Einzelzimmer ent¬
standen, worauf ich schon seit Jahren auf¬
merksam gemacht habe ebenso wie Prof.
Bonhöser (Berlin ) . Man spart an
Wäsche, Aufsichtspersonal und Raum , mo¬
dernen Grundsätzen entspricht dieses Ver¬
fahren der Irrenpslege wohl nicht" .

Man darf meines Erachtens die Heil- und Psle-
anstalt Wehnen nicht mit anderen Instituten ver¬
gleichen. Auch die Krankenhäuser sind durchweg
Zuschußbetriebe . Selbst wenn in Wehnen nur
wenig Kranke vorhanden sind, wird man darauf
bedacht sein müssen, daß eine genügende Anzahl
von Wärtern und Aerzten da ist. Man muß mit
der Möglichkeit rechnen, daß einmal viel, das
andere Mal wenig Kranke da sind. Wenn man
glaubt , daß man den Zuschuß nicht leisten kann,
dann gibt es nur einen Weg , daß man sich mit der
Frage beschäftigt, ob man die Anstalt nicht über¬
haupt ausheben will , sodaß unsere Kranken alle
nach auswärts kommen. Ob das richtig ist, wage
ich zu bezweifeln, nachdem der Finanzminister schon
aus die verschiedenen Schwierigkeiten hingewiesen
hat . Ich möchte doch bitten , daß man den Bezirks¬
fürsorgeverbänden gegenüber mehr Entgegenkommen
zeigt, und ihnen, wenn sie die Beträge nicht aus-
bringen können, einen Teil zugibt . Es sind 50
Pfg . pro Tag und Kranke vorgesehen. Wie wir
das hörten , daß Z 20 a abgelehnt werden sollte,
haben wir sofort versucht, mit dem Finanzminister
in Verbindung zu treten . Wir haben diese Dinge
eingehend erörtert . Der Finanzminister stellte sich
aus den Standpunkt , daß es unmöglich ist, diese
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54 000 M . über den Voranschlag hinaus auf¬
zubringen . Es gibt keinen anderen Weg , als den
vorgeschlagenen Weg über den Finanzausgleich.
Ich möchte daher wünschen, daß der Landtag in der
2. Lesung diesen Antrag annimmt.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Har-
tong.

Abg . Hartong : Meine Herren ! Herr Zimmer¬
mann  hat mich mißverstanden . Ich habe betont,
daß die Anstaltsbedingungen so eingerichtet werden
müssen, daß die Anstalt auch benutzt wird . Ich
ziehe aber nicht die Schlußfolgerung , daß eine Er¬
mäßigung von 50 Pfg . vorgenommen werden muß.
Ob die Differenz zwischen auswärtigen und unserer
Anstalt so groß ist, weiß ich nicht. Ich glaube es
nicht. Für den Süden des Landes sprechen sicher
auch andere Gründe mit . Die Schlußfolgerung des
Herrn Finanzministers , daß bei Ablehnung der Be¬
stimmung 54 000 M . in den Etat eingestellt werden
müßten , ist ebenfalls nicht richtig. Wenn bei
50 Pfg . Ermäßigung die Anstalt und das vorhan¬
dene Personal erst voll ausgenutzt wird , bedeutet
die Ermäßigung des Verpflegungssatzes um 50 Pfg.
nicht eine Unkostensteigerung um den gleichen Be¬
trag . — Im übrigen will jeder im Hause für die
Kranken die bestmöglichste Versorgung.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Driver.

Minister Dr . Driver : Ich muß nochmals mit ein
paar Worten auf das Zuschlagsrecht der Stadt¬
gemeinden zurückkommen. Nach meiner festen Ueber-
zeugung treiben die Gemeinden , namentlich die
Stadtgemeinden bei dieser Regelung , wie der Land¬
tag sie treffen will , fest. Sie werden zum Zu¬
sammenbruch getrieben und sie werden ihres Kre¬
dits beraubt , indem keine Bank den Stadtgemeinden
noch Geld geben will , wenn sie die Steuermöglich¬
keiten ausgeschöpft haben . Versetzen Sie sich in
meine Lage , die Gemeindevorsteher kommen zu mir
und sagen : Wir können unsere Beamtengehälter
nicht bezahlen . (Zuruf : Nur Städte ?) Aus den
Städten kommen sie. Die Stadt Elsfleth hat kürz¬
lich noch die Auszahlung der Lehrergehälter an der
Realschule abgelehnt , weil sie eben kein Geld hatte.
(Zuruf : Elsfleth hat doch das Zuschlagsrecht Nicht
ausgenutzt .) Jawohl , Herr Hartong,  das hat
es nicht getan , aber wir müssen doch jetzt mit den
tatsächlichen Verhältnissen rechnen. Wir dürfen die
Gemeinden nicht dahin bringen , daß sie zusammen¬
brechen. Ich gebe auch Herrn Dohm  zu , daß
Eutin sparsamer hätte wirtschaften können, aber das
ändert nichts an dem tatsächlichen Zustande . Da
kann man nicht sagen, wir wollen nicht helfen, daß
sie wieder aus dem jetzigen Zustande herauskommt.
Das ist doch kein richtiger Verwaltungsgrundsatz.
Daß Eutin nicht die 90 000M . Defizit allein durch
Steuerzuschläge hereinbringen kann, ist selbstverständ¬

lich. Man muß ihr aber die Möglichkeit geben,
einen Teil des Defizits durch Steuerzuschläge
auszubringen , vielleicht 15 000 M ., wie gestern mit
der Kommission besprochen. Auch der Regierungs¬
präsident , der mit zugegen war , hat mir nachher
nochmals erklärt : Wir treiben die Stadt Eutin
zum Zusammenbruch . Wie bei Eutin liegt es auch
bei anderen Städten im Landesteil Oldenburg.
Daher möchte ich den Landtag nochmals dringend
bitten , den Gemeinden die Befugnis zu geben . Daß
das Zuschlagsrecht nicht über Gebühr ausgenutzt
wird , dafür werden wir vom Ministerium schon
sorgen, da wir die Genehmigung zu erteilen haben.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Wey and.
Abg . Weyand : Meine Herren ! Ich habe nicht

die Absicht gehabt , das Wort zu dieser Vorlage zu
nehmen. Die Ausführungen des Herrn Ministers
geben mir Veranlassung hierzu . Ich weiß nicht,
ob es ganz glücklich war , daß der Minister , der den
Finanzausgleich verteidigt , auch den Antrag so
warm vertritt , den Städten das höhere Zuschlags¬
recht zu geben. Viele Städte kritisiren den Finanz¬
ausgleich und behaupten , daß er für sie nicht richtig
wäre und den Ausgleich nicht schaffte. Der Herr
Minister verteidigt den Antrag und seinen Finanz¬
ausgleich . Dann gibt er ja damit , daß er den
Städten das größere Zuschlagsrecht einräumen will,
ihnen die Waffe in die Hand , zu ihrer Behauptung,
daß der Finanzausgleich nicht richtig sei. (Zwischen¬
ruf rechts : Das stimmt.) Anders kann ich mir
die Sache nicht denken, entweder ist der Finanzaus¬
gleich in dieser Form richtig, er schafft also den
Finanzausgleich in der Steuerleistung , oder er
schafft ihn nicht, dann ist er eben nicht richtig.
Dann haben aber auch die Städte recht.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fre-
r i ch s.

Abg . Frerichs : Meine Herren ! Die Sache ist
doch wohl so. Die ganzen verflossenen Jahre hin¬
durch war doch die Tendenz aller Dinge die, den
Sraat möglichst von Lasten zu verschonen und sie
den Gemeinden aufzuerlegen , sonst hätte man mehr
Steuern für den Staat erheben müssen. Ich bin
mit dem Herrn Minister der Meinung , daß eine
Reihe von Stadtgemeinden einfach festsährt und
man doch aus dem Umstande , daß Elsfleth das
Zuschlagsrecht nicht ausgenutzt hat , nicht folgern
kann, daß eine solche Gemeinde das auch in Zu¬
kunft nicht braucht , sondern die Tatsachen führen
eben zu dem Schluß , daß man dort vielleicht nicht
den Mut zur Ausnutzung des Zuschlagsrechtes gehabt
hat . (Abg . Dannemann:  Und weil der Steuer¬
zahler nicht mehr zahlen kann !) Darüber wird
man immer verschiedener Meinung sein können!.
Wir wissen aber doch, daß jenseits der Grenze das
Zuschlagsrecht zu den Realsteuern höher ist, als
hier in Oldenburg . Mit Genehmigung des Mini-
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steriums soll den Stadtgemeinden die Möglichkeit
des erhöhten Zuschlags gegeben werden , wenn es
nicht anders geht . Es ist hier so oft von der
Selbstverwaltung der Gemeinden gesprochen worden.
Meine Herren , haben Sie doch etwas mehr Ver¬
trauen . Da sitzen auch vielfach Ihre Leute ; trauen
Sie doch auch denen etwas mehr Vernunft zu.
(Abg . Dannemann:  Da nehmen wir es schon
an !) Herr Dannemann,  wir wollen darüber
nicht streiten . Ich höre das von Ihrer Seite auch
sehr oft anders.

Mit Wehnen scheint es mir doch so auszusehen,
daß eigentlich der Finanzminister nicht ganz ab¬
geneigt ist, für diese seine Anstalt etwas Propa¬
ganda zu machen , aber ihm selbst soll es nichts
kosten ; die Gemeinden sollen es bezahlen . Es dreht
sich lediglich darum , daß diese Summe von dem
Eemeindeanteil mit bestritten werden soll ; aber
weil man das so nicht zurecht bekommt , soll es
in den Finanzausgleich hinein . Ich bin der Mei¬
nung , daß es sich jetzt lediglich noch darum handeln
wird , den Gemeinden , die ihre Kranken nach
Wehnen schicken, diesen Vorteil zukommen zu lassen,
und daher wird man den 8 20a annehmen müssen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Har-
tong.

Abg . Hartong : Ich möchte die Ausführungen
des Herrn Abg . Wey and unterstreichen . Meine
Herren , den Städten ist ein wesentlicher Betrag zur
Speisung des Ausgleichsfonds entzogen . Daß sie
ihn nachher aus dem Ausgleichsfonds zum großen
Teil wiederbekommen , ist eine Sache für sich. Es
ist ihnen tatsächlich zunächst entzogen . Aus den
Darlegungen der Regierung klingt dieselbe Ten¬
denz , wie sie bei dem Kapitel Wehnen der Herr
Abg . Frerichs  richtig gekennzeichnet hat . Es ist
außerordentlich billig für den Staat , die Ver¬
pflegungssätze herunterzusetzen und andere bezahlen
zu lassen . In diesem Falle bezahlen es die Ge¬
meinden , in dem Falle der Erweiterung des Steuer¬
zuschlagsrechts der Gemeinden sollen die Steuer¬
zahler  mehr bezahlen . Der Staat übernimmt
keine Mehrlasten . Wenn der Finanzausgleich
richtig ist — das hat Herr Abg . Wey and sehr
mit Recht gesagt — dann ist dies erhöhte Zuschlags¬
recht nicht richtig . In den jetzigen Gesetzesrahmen
paßt das nicht hinein oder Sie geben zu, daß
der Finanzausgleich nicht richtig ist . (Abg . Fre¬
richs:  Das geben wir zu !) Die Regierung aber
nicht , Herr Frerichs.  Tut sie es , dann muß
aber der ganze Etat anders ausgebaut werden.
Dann trifft auch die Behauptung zu, daß der
Finanzausgleich zugunsten des Staates zurecht¬
gemacht ist, damit der Staat Ausgaben bestreiten
kann , die bisher nicht nötig waren.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die allgemeine Debatte und lasse

über den Antrag 1 abstimmen . Ich bitte die
Abgeordneten , die den Antrag annehmen wollen,
sich zu erheben . (Geschieht .) Ich konstatiere die
Annahme.

Im Antrag 2 beantragt eine Mehrheit:
Ablehnung des Art . I Ziffer 3.

Im Anträge 3 dagegen die Minderheit:
Annahme des Art . I Ziffer 3.

Ich eröffne über diese beiden Anträge und
über Ziffer 3 die Beratung . Keine Wortmel¬
dungen . Ich lasse über den Ablehnungsantrag 2
der Mehrheit abstimmen . Ich bitte die Abgeord¬
neten , die diesen Antrag annehmen wollen , sich
zu erheben . (Geschieht .) Das ist die Mehrheit.
Der Antrag ist angenommen . Damit ist der An¬
trag 3 erledigt.

Ich eröffne die Beratung über den Antrag 4
des Ausschusses:

Annahme von Art . I Ziffer 4 und 5.
Keine Wortmeldungen . Ich lasse über diesen

Antrag abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten,
die diesen Antrag annehmen wollen , sich zu er¬
heben . (Geschieht .) Ich konstatiere die Annahme.

Antrag 5 , ein Antrag der Mehrheit:
- Annahme des Art . I Ziffer 6.

Antrag 6, Minderheitsantrag:
Ablehnung des Art . I Ziffer 6 und Strei¬
chung des letzten Satzes in 8 20 Abs . 1
des Gesetzes.

Ich eröffne die Beratung über diese beiden
Anträge 5 und 6 und Ziffer 6 . Das Wort wird
nicht verlangt . Wir kommen zur Abstimmung , zu¬
nächst über den Minderheitsantrag 6 . Ich bitte
die Abgeordneten , die diesen Antrag annehmen
wollen , sich zu erheben . (Geschieht .) Der Antrag
ist abgelehnt . Ich darf wohl die Annahme des
Antrages 5 damit konstatieren.

Antrag 7 ist ein Ausschußantrag:
Annahme des Art . I Ziffer 7 mit der
Maßgabe , daß 8 20a gestrichen wird und
in Z 20b als neuen 8 20a in Zeile 2
hinter dem Wort „ Gemeinden " die Worte
„und im Landesteil Oldenburg auch an die
Gemeindeverbände " eingesügt werden.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag
und zur Ziffer 7 . Das Wort wird nicht verlangt.

Dann eröffne ich die Beratung zum Antrag 8:
Ablehnung des Antrages des Regierungs¬
vertreters auf Aenderung des 8 5 des Ge¬
setzes. -

Dieser Antrag lautete:
In § 5 Zeile 2 des Gesetzes hinter dem
Wort „ Dreifachen " einzuschieben die Worte:
„Im Landesteil Lübeck bis zum Sechs¬
fachen ."

Zd*
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Ich eröffne die Beratunng . Keine Wortmel¬
dungen . Ich eröffne die Beratung zum Antrag 9:

Annahme des Antrags des Regierungs¬
vertreters auf Aenderung des H 16 des
Gesetzes.

Der Antrag des Regierungsbevollmächtigten
lautet:

In Z 16 des Gesetzes wird als Abs . 2
folgende Bestimmung eingeschoben : „ Die
Bestimmungen des Gesetzes für das Herzog¬
tum Oldenburg vom 5 . 3 . 1897 , betreffend
Erhebung einer Kurtage in Wangerooge
und des Gesetzes für das Fürstentum Lübeck
vom 5 . 3 . 1900 , betreffend Erhebung einer
Kurtaxe in Niendorf , Klein -Timmendorfer-
Strand , Scharbeutz und Haffkrug und be¬
treffend Bildung eines Ostseebäderfonds und
vom 7 . November 1904 , betreffend eine
Kurtaxe in den zu den Ostseebädern ge¬
hörigen Kur - und Badeorten bleiben un¬
verändert.

Ich eröffne die Beratung zu dem Antrag 9
und dem Negierungsantrag . Das Wort wird nicht
verlangt.

Ich eröffne die Beratung zum Antrag 10 , Aus¬
schutzantrag:

Der Z 6 Abs . 1 des Gesetzes erhält folgen¬
den Wortlaut : „ Die in den letzten 10 Jahren
in Kultur genommenen Flächen rind auf
Antrag des Steuerpflichtigen von den Ge¬
meindezuschlägen zur Grundsteuer frei zu
stellen ."

Wortmeldungen liegen nicht vor . Ich lasse über
die Anträge 7— 10 zusammen abstimmen . (Abg.
Fr er ichs : Antrag 8 ist kein Ausschutzantrag;
wir haben uns dort der Stimme enthalten !) Ja¬
wohl . Dann lasse ich zunächst abstimmen über die
Anträge 7 , 9 und 10 . Das sind Ausschutzanträge.
Ich bitte die Abgeordneten , die diese Ausschutz¬
anträge annehmen wollen , sich zu erheben . (Ge¬
schieht.) Sie sind angenommen . Dann bitte ich
die Abgeordneten , die den Antrag 8 , einen Mehr¬
heitsantrag , annehmen wollen , sich zu erheben . (Ge¬
schieht .) Der ist damit angenommen.

Im Antrag 11 beantragt eine Minderheit:
In Z 13 Abs . 1 des Gesetzes wird Satz 2
gestrichen.

Ich eröffne die Beratung . Keine Wortmel¬
dungen . Ich bitte die Abgeordneten , die diesen
Antrag annehmen wollen , sich zu erheben . (Ge¬
schieht .) Der ist abgelehnt.

Der Ausschutz beantragt im Anträge 12:
Annahme der Art . II und III,

weiter im Anträge 13:
Der Landtag wolle durch die Beschlußfassung
folgende Eingaben für erledigt erklären:

Das sind 11 Eingaben ; deren Verlesung erlassen
Sie mir wohl.

Ich eröffne die Beratung über die Anträge 12
und 13 . Keine Wortmeldungen . Wir stimmen
ab . Ich bitte die Abgeordneten , die diese An¬
träge annehmen wollen , sich zu erheben . (Ge¬
schieht .) Sie sind angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung erbitte ich bis Mon¬
tag morgens 10 Uhr . (Abg . Hartong:  Nach¬
mittags 4 Uhr !) Wenn die Herren das lieber
wollen , dann mag das auch gehen , also Montag
inachm. 4 Uhr.

Wir kommen jetzt zu dem zurückgestellten Gegen¬
stand , Punkt 4 , der Tagesordnung:

Abstimmung über die ausgesetzten Ausschutz-
anträge zu den Voranschlägen der Zentralkasse der
Landesteile Oldenburg , Lübeck und Birkenseld.
(Ausschutz 3 .)

Es liegt ein kurzer Bericht des Ausschusses 3
dazu vor , der heitzt:

Der Ausschutz stellt den Antrag:
Der Landtag wolle annehmen
1 . Kap . 11 Tit . 11 der Ausgaben der

Zentralkasse (vgl . Antrag 2) .
2 . Annahme des Kap . VIII , 11 Tit . 6, der

Ausgaben der Kasse des Landesteils
Oldenburg (Antrag 105 ) .

3 . Annahme des Kap . VII , 10 Tit . 5 der
Ausgaben der Kasse des Landesteils
Lübeck (Antrag 37 des Berichts ) .

Ich eröffne die Beratung über diesen Antrag
und über die hierin genannten Anträge des Aus¬
schutzberichts . Wortmeldungen liegen nicht vor.
Dann lasse ich über den Antrag mit der Ziffer 1,
2, 3 abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die
den Antrag annehmen wollen , sich zu erheben und
stehen zu bleiben . (Geschieht .) Der ist an¬
genommen . Das waren die 3 Anträge für die
Mittel , die zur Gehaltsordnung nötig sind . Es ist
dann noch abzustimmen über den Antrag 66 des
Berichts zur Landeskasse . Der lautet:

Der Landtag wolle die Grundsätze aus
1927/28 für die Berechnung der staatlichen
Zuschüsse zu den höheren Schulen , höheren
Bürger - und Mädchenschulen und Mittel¬
schulen der Gemeinden auch für 1928/29
genehmigen.

Der Finanzausgleich arbeitet mit den neuen
Grundsätzen und infolgedessen wird dieser Antrag
vom Landtag abzulehnen sein . Wenn er abgelehnt
wird , sind damit die neuen Grundsätze genehmigt.

Das Wort hat Herr Abg . Schmidt.
Abg . Schmidt : Das scheint mir nicht richtig

zu sein, Herr Präsident , dann müssen formell noch
die Abänderungsanträge der Regierung angenom-
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men werden . Die sind im Bericht zur ersten Lesung
nicht angenommen , weil der Ausschuß beantragte,
die alten Grundsätze sollten bestehen bleiben . Damit
waren die neuen weg. Wenn jetzt Antrag 66 ab¬
gelehnt wird , dann müssen meines Erachtens die
Abänderungsanträge der Regierung angenommen
werden.

Präsident: Ueber die Grundsätze wird zur zwei¬
ten Lesung auch noch vom Ausschuß Bericht er¬
stattet.

Das Wort hat Herr Abg . Wempe  zur Ge¬
schäftsordnung.

Abg . Wempe : Das Bedenken des Herrn Abg.
Schmidt  ist vielleicht nicht ganz unberechtigt . Die
neuen Grundsätze müssen irgendwie formell ge¬
nehmigt werden . Nachdem aber ' in Finanzaus¬
gleich den höheren Schulen der Gemeinden ihr
Recht geworden ist, tonnte man die Erledigung
vielleicht dadurch herbeisühren , daß man zum An¬
trag 66 einen Verbesserungsantrag stellt in fol¬
gender Art : „Der Landtag wolle die neuen Grund¬
sätze der Regierung ablehnen und die alten Grund¬
sätze bestehen lassen." Wird der abgelehnt , dann
ist darin die Genehmigung für die neuen ent¬
halten . Hier ist von den alten Grundsätzen die
Rede, von den neuen Grundsätzen ist tatsächlich
im Bericht nirgends die Rede.

Präsident: Ich hatte vorhin so gedacht, wir
lehnen die alten Grundsätze ab und konstatieren die
Annahme der neuen Grundsätze.

Das Wort hat Herr Abg . Hartong.
Abg . Hartong : Ich habe dem nichts hinzu¬

zufügen, sonst könnte man , um die Absicht des
Landtages noch klarer zu machen, noch sagen, daß
für das lausende Jahr ausnahmsweise die neuen
Grundsätze genehmigt werden.

Präsident: Ich dachte, durch die einfache Fest¬
stellung ist auch der Beschluß herbeigeführt . Ich
lasse zunächst über den Antrag 66 abstimmen . Ich
bitte die Abgeordneten , die den Antrag 66 an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Ich
konstatiere , daß dort eine Minderheit vorhanden
ist. Der Antrag ist abgelehnt . Ich konstatiere
damit , daß die neuen Grundsätze angenommen sind.
Der Landtag ist damit einverstanden.

Antrag 67:
Annahme des Kap . 4 mit der Aenderung,
daß die Summe unter 4a von 277 300
um 100 000 auf 377 300 und
unter 4b die Summe von 9000 um
7900 auf 16 900 erhöht wird.

Auch dieser Antrag muß abgelehnt werden . Ich
bitte die Abgeordneten , die den Antrag 67 an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Der
ist abgelehnt . Da konstatiere ich ebenfalls , daß

nunmehr Kap . 4 der Vorlage unverändert ange¬
nommen ist.

Im Anträge 68 des Ausschusses wird beantragt:
Der Landtag wolle die Eingaben
1. des Magistrats der Stadt Oldenburg,
2. des Stadlmagistrats Brake,
3. des Stadtmagistrats Jever
für erledigt erklären.

Ich lasse abstimmen . Ich bitte die Abgeord¬
neten, die diesen Antrag annehmen wollen , sich
zu erheben. (Geschieht.) Ich konstatiere die An¬
nahme.

Antrag 69 ist ein Mehrheitsantrag und lautet:
Annahme des Kap . 5 Tit . 1 mit der Aende¬
rung , daß die Summe von 32 700
um 6300 ÄLK aus 39 000 Kpss erhöht wird.

Weil es ein Mehrheitsantrag ist, lasse ich dar¬
über abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die
diesen Antrag annehmen wollen , sich zu erheben.
(Geschieht.) Ich konstatiere die Ablehnung , und
damit ist wieder , wie ich feststelle, Kap . 5 Tit . 1
unverändert angenommen.

Antrag 70:
Annahme des Kap . 5 Tit . 2 mit der Aende¬
rung , daß die Summe von 66 200
um 10 500 aus 76 700 erhöht
wird.

Betr . Mittelschulen . Ich lasse über diesen An¬
trag abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten , die
diesen Antrag annehmen wollen , sich zu erheben.
(Geschieht.) Ich konstatiere die Ablehnung und
unveränderte Annahme des Kap . 5 Tit . 2.

Der Antrag 20 im Bericht für den Landesteil
Birkenseld wird vom Ausschuß, wie er gestellt ist,
zurückgezogen. Der Antrag lautet auch:

Annahme des Kap . 4 Tit . 1—3 mit der
Aenderung , daß die Summe unter Tit . 1
von 34 700 N/i auf 46 000 unter
Tit . 2 von 5700 auf 9600 und
unter Tit . 3 von 10 200 auf
13 900 erhöht wird.

Der Ausschußantrag wird nur soweit zurück¬
gezogen, als die Aenderung angeht . Damit , daß
der Antrag auf Aenderung zurückgezogen ist, kon¬
statiere ich die unveränderte Annahme des Kap . 4
Tit . 1—3.

Die Frist zu Anträgen zweiter Lesung für diese
Sachen kann ich wohl bis heute abend 7 Uhr
stellen.

Der nächste Gegenstand ist Punkt 6a:
Bericht des Ausschusses3 über den Voranschlag

der Einnahmen und Ausgaben des Siedlungsamts
für das Rechnungsjahr 1928/29. (Anlage 24.)

Mit Erledigung dieses Voranschlages verbinde
ich die Berichte zu Punkt 6b:



Bericht des Ausschusses1 über den selbständigen
Antrag des Abg. Wittje  und über
die Eingabe des Peter Watermann und 1v wei¬
terer Unterschriften, betr. S :ed?srrente,
und Punkt 6c:

Bericht des Ausschusses1 zur Eingabe des Ver¬
bandes landw. Kleinbetriebee. V., Vechta, betr.
Rückzahlung des Landarbeiterdariehns,
die nach der Tagesordnung unmittelbar folgen.
Der erste Antrag des Ausschusses zu den Ein¬
nahmen des Siedlungsvoranschlages lautet:

Annahme der ZZ 1—4.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Antrag

und gebe das Wort Herrn Minister Dr . Driver.
Minister Dr . Driver : Meine Herren ! Mit der

gesamten deutschen Landwirtschaft befindet sich
auch die Landwirtschaft unseres Heimatlandes in
einer schwierigen wirtschaftlichen Krisis . Diese Krise
ist neben anderen Ursachen vor allem auf die
schlechten Ernteergebnisse der beiden letzten Wirt¬
schaftsjahre zurückzuführen, von denen die Ernte
des Jahres 1927 ganz besonders unter schweren
Wetterschäden gelitten hat . Der katastrophale
Rückgang der Vieh -, insbesondere der Schweine-
preise, lähmte den Absatz und brachte die heimische
Landwirtschaft in große Not.

Diese Notlage der oldenburgischen Landwirt¬
schaft wirkt sich am schwersten in den Kreisen der
Siedler , Kolonisten und der Kleinpächter aus.
Dies gilt in besonderem Maße für die Neusiedler
auf Geest und Moor , die, abgesehen von dem
lebenden und toten Inventar , in .überwiegender
Mehrzahl über ein geringes Betriebskapital nur
zu verfügen haben und daher bei dem Rückgang
der Preise für ihre landwirtschaftlichen Erzeugnisse
gezwungen waren , zur Ausrechterhaltung und Fort¬
führung ihres Betriebes Schulden zu machen. Die
Neusiedler aus Geest und Moor schaffen aber mit
der Kultivierung ihres Kolonats nicht nur die
Cristen; für sich und ihre Familie , sondern sie
sind die Kulturpioniere des Staates für die Urbar¬
machung der großen Oedlandflächen , die im Olden¬
burger Lande noch der Ausschließung harren.

Die Staatsregierung hat daher die Notlage
der Siedler und Kolonisten mit besonderer Auf¬
merksamkeit und ernster Sorge verfolgt . Die
Mittel , dieser großen Not abzuhelsen, sind, soweit
sie in der Macht der Staatsregierung liegen, sehr
beschränkt. Das Ministerium hat sich bei den vom
Reich vorgesehenen Hilfsmaßnahmen mit allen
Kräften für die Belange der oldenburgischen Land¬
wirtschaft eingesetzt. Während im letzten Jahre
1250 000 A//7 für staatliche und private Siedler
als Hausbau -, Meliorations - und Ankaufskredite
aus den Ueberschüssen der Reichsgetreidestelle zur
Fortführung der Siedlungstätigkeit im Oldenburger
Lande hereingebracht werden konnten, ist es trotz

wiederholter mündlicher und schriftlicher Verhand¬
lungen nicht gelungen , vom Reich zur Linderung der
im Sommer 1927 eingetretenen Wetterschäden eine
Beihilfe zu erhalten . Es sind nur diejenigen Länder
berücksichtigt worden , in denen — wie es in dem
Schreiben des Reichsinnenministers , das gestern ein¬
gegangen ist, heißt — in ganz ungewöhnlichem
Maße ausgesprochene Wetterkatastro¬
phen  eingetreten sind. Der im Rahmen des land¬
wirtschaftlichen Notprogramms vorgesehene Fonds
von 30 Millionen zur Behebung der gegen¬
wärtigen außerordentlichen Notstände in der Land¬
wirtschaft ist nicht für die Beseitigung der Notlage
einzelner Gruppen besonders schwer heimgesuchter
Angehöriger des landwirtschaftlichen Berufsstandes,
wie man nach seinem Wortlaut annehmen mußte,
sondern für die Förderung des Absatzes landwirt¬
schaftlicher Erzeugnisse bestimmt worden . In der
letzten Woche haben nun der Ueberwachungsaus-
schuß des Reichstages und der Reichsrat erneut
eine Entschließung angenommen , in der die Reichs¬
regierung ersucht wird , den Ländern aus allge¬
meinen Mitteln des Haushaltsjahres 1927 einen
Betrag von 5 Millionen KZkl zur Linderung von
Wetterschäden allgemein zur Verfügung zu stellen.
Ob die Reichsregierung dieser Entschließung ent¬
sprechen wird , steht noch ganz dahin . Sollte die
Auskehlung dieser Beträge erfolgen und auch nach
Oldenburg ein entsprechender Betrag kommen, so
vertritt die Staatsregierung die Auffassung , daß
diese Mittel in erster Linie zur .Behebung der Not¬
lage der Siedler und Kolonisten zu verwenden sind,
deren wirtschaftliche Lage von allen Besitzern
— das betone ich, im Gegensatz zu den Päch¬
tern — die schlechteste ist.

Ich glaube aber , daß bei der großen Notlage
dieser Kreise das überdies ganz ungewisse Ergebnis
der Entscheidung der Reichsregierung nicht abge¬
wartet werden kann, sondern daß auch der Staat
verpflichtet ist, soweit seine Finanzlage es gestattet,
den Siedlern zu helfen . Aus dieser Ueberlegung
heraus begrüße ich besonders das Wohlwollen,
das die Ausschußanträge Zum Voranschlag des
Siedlungsamts für unsere Siedler bekunden. Mir
scheint darüberhinaus zur Behebung der dringend¬
sten Not folgender Weg gangbar:

Zu Z 26 der Ausgaben des Siedlungsamtes
für das Haushaltsjahr 1927 werden voraussicht¬
lich bei den bewilligten Hausbau - und Melio¬
rationsdarlehen , in Höhe von 236 000 NK , die
eingestellt sind, erhebliche Ersparnisse gemacht wer¬
den, deren Betrag noch nicht genau feststeht, der
sich aber voraussichtlich bis zu 36 000 be¬
laufen wird . Ich beantrage , diese im Jahre 1927
nicht zur Ausgabe gelangten Beträge für das
Haushaltsjahr 1928 erneut , und zwar zur Be¬
gebung von niedrig verzinslichen Wirtschaftsdar¬
lehen für Geest-, Moor - und Marschsiedler , die
unverschuldet in Not geraten sind,
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gegen Hypothek in der Höhe des Wiederoerkaufs¬
preises des Kolonats zur Verfügung zu stellen.
Die Höhe der voraussichtlich zur Verfügung stehen¬
den Summe , etwa 36 000 ALK, zwingt zu einer
Beschränkung des Kreises der Siedler aus diejeni¬
gen, die unverschuldet, nämlich durch Krankheit,
große Kinderzahl , Viehsterben usw. in Not ge¬
raten sind. Darunter würde auch der eine Fall
Braje , der im Ausschuß 3 behandelt ist, fallen,
und 2 weitere Anträge von Grote und Bauer,
vorausgesetzt , daß die Voraussetzungen vorliegen,
würden auch auf diese Weise ihre Erledigung finden
können. Bei der Ausdehnung der Beleihungsgrenze
bis zur vollen Höhe des Mederkaufspreises besteht
an sich die Möglichkeit, daß später Ausfälle ein-
treten können. Ich glaube aber , daß dieses Risiko
in Kauf genommen werden muß und halte es
mit Rücksicht auf die außerordentliche Notlage und
auf die Bedeutung der Erhaltung eines gesunden
Siedlerstandes für den Staat für tragbar.
(Bravo !) Mein Antrag , den ich als Verbesserungs-
antrag zum Antrag Nr . 16 des Ausschusses 3
bezeichnen möchte, hat folgenden Wortlaut : — ich
darf ihn verlesen — :

„Der zu diesem Paragraphen im Rechnungs¬
jahr 1927/28 nicht zur Ausgabe gelangte
Betrag ist hierher zu übertragen und kann
für Darlehen an Siedler , die unver¬
schuldet in Not geraten sind,  ver¬
wandt werden . Die Darlehen sind dinglich
sicherzustellen unter Jnnehaltung der Grenze
des Wiederkaufswertes der Siedlung und
— was ich besonders betonen möchte —
können zinsfrei oder mit Zinsermäßigung
gewährt werden ."

Ich da,rf diesen Antrag hiermit überreichen.

Präsident : Ich stelle diesen Antrag der Staats¬
regierung in der allgemeinen Besprechung mit zur
Beratung und gebe das Wort dem Herrn Bericht¬
erstatter , Abg . Thye.

Abg . Thye : Meine Herren ! Als erfreuliches
Zeichen stelle ich fest, daß der Bericht über den
Siedlungsvorschlag wieder in diesem Jahre nur
mit Ausschußanträgen herausgekommen ist wie in
den vorhergegangenen Jahren des jetzigen Land¬
tages auch. Wir haben genügend Streitobjekte,
worüber wir uns politisch angeregt unterhalten
können; ich glaube , wenn wir die Kolonisten nicht
als Agitationsobjekt betrachten , wird es ihnen besser
ergehen . Auf eins aber muß ich noch Hinweisen.
Die Not der Landwirtschaft im allgemeinen hat
die Kolonisten entschieden am schwersten betroffen,
und den Beweis dafür erblicke ich darin , daß die
Auswanderung aus den Kolonien ins Ausland
ganz erheblich ist, und , meine Herren , das ist um
so bedenklicher, als das nicht junge unternehmende
Elemente sind, sondern Familienväter , die mit ihrem
Hab und Gut und ihrer ganzen Familie sich aufs

Schiff setzen und in die Urwälder Kanadas reisen,
um sich dort eine Existenzmöglichkeit zu suchen.

Meine Herren ! Wir haben Eingaben der Kolo¬
nisten verhältnismäßig wenig gehabt . Sie verlassen
sich daraus , daß ihnen geholfen wird vom Landtag
und von der Negierung . Nun haben wir die
Freijahre von 6 auf 10 Jahre verlängert , aber
eine große Erleichterung bedeutet diese Verlänge¬
rung der Freijahre nicht; denn die volle Zahlung
der Rentenjahre begann sonst erst mit 12 Jahren,
so daß wir eigentlich nur mit einer Verlängerung
von 9 auf 10 Jahre rechnen können. Meine
Herren , wir müssen irgend etwas tun , um der
dringendsten Not zu steuern, eventuell Konkurse
verhindern und die Möglichkeit schaffen, die Kolo¬
nisten in ihrer nackten Existenz zu sichern. Ich
begrüße den Antrag der Regierung , der immerhin
soviel Gutes stiften wird , daß einzelnen Kolonisten,
die, ohne daß sie das geringste dazu tun konnten,
in eine Notlage geraten sind, aus der sie ohne
Hilfe nicht herauskommen können, geholfen wird.

Meine Herren ! Einiges noch zum Bericht über
die Teichwirtschaft in Ahlhorn . Nach dem Bericht
könnte es den Anschein erwecken, als ob die ganze
Züchtung nur zu Mißerfolgen geführt hätte . Das
ist an sich nicht der Fall gewesen. Nur die Forel¬
lenzuchtanstalt hat einige Störungen , sozusagen Kin¬
derkrankheiten , aufzuweisen gehabt ; sie ist aber auch
wieder in Gang gekommen und die ersten Forellen
werden im Herbst wahrscheinlich abgesetzt werden.
Die Karpfenproduktion hat sich befriedigend ent¬
wickelt und ist auch befriedigend abgesetzt worden.
Wir haben in den Jahren bisher immer einen
gewissen Reinertrag zu verzeichnen gehabt ; leider
haben wir Schulden an Bargeld gemacht, aber die
Bilanz hat dann ja immer gestimmt. (Heiterkeit .)

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Wittje.
Abg . Wittje : Meine Herren ! Der Herr Mini¬

ster hat schon vorhin mit einigen Worten aus die
Notlage der ganzen Landwirtschaft hingewiesen. Er
hat einiges gesagt über die Vorkehrungen , die ge¬
troffen werden sollen, um die Notlage der Land¬
wirtschaft zu beheben. Wir wissen alle , daß vor
kurzem die großen Demonstrationsversammlungen
stattgefunden haben , in denen ebenfalls auf die
Notlage der Landwirtschaft hingewiesen ist. Wenn
man die Notlage der Landwirtschaft überhaupt
anerkennen will , so ist sie vor allem anzuerkennen
in den Kreisen, die hier in Frage kommen. Gerade
diesen Leuten muß unter allen Umständen geholfen
werden . Im Bericht ist gesagt , daß der Ausschuß
die Angelegenheit mit der Regierung eingehend
beraten hat . Es hat mich außerordentlich gefreut,
der der Ausschuß 3 eine eingehende Beratung vor¬
genommen hat , eine eingehendere, als es im Aus¬
schuß 1 der Fall gewesen ist, wo man meinen An¬
trag , der 10 Freijahre vorsah , abgelehnt hat . Der
Herr Abg . Thye  hat vorhin in seinen Aus-
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führungen gesagt , daß die Einführung von 10 Frei¬
jahren für die Kolonisten keine große Erleichterung
sein würde . Ich glaube , wenn Herr Thye  selbst
Kolonist gewesen wäre , dann hätte er ein ganz
gewaltiges Augenmerk auf diese 10 Freijahre ge¬
legt . Ich wollte durch meinen Antrag erreichen,
daß die Kolonisten erst soweit kommen, daß sie
einen Groschen über haben , den sie an den Staat
zahlen können. Nach 6 Jahren ist das tatsächlich
nicht der Fall . Es heißt an einer Stelle im Be¬
richt, daß der Kolonist nach 6—7 Jahren sein
Kolonat in Kultur gesetzt hat . Das will ich durch¬
aus nicht bestreiten, es gibt Kolonisten , die tüchtig
sind, die auch etwas mehr Bargeld haben , die
es sogar noch eher fertig bringen , aber ich behaupte
von jedem Kolonat , es bringt noch nichts hervor,
was übrig wäre , es an den Staat abzusühren.
Es muß ungeheure Arbeit , es muß Kapital in den
Boden hinein , auch noch nach 6 Jahren . Darum
stehe ich auf dem Standpunkt , daß diese 10 Frei¬
jahre wieder eingesührt werden müssen. Ich freue
mich, das muß ich nochmals zum Ausdruck bringen,
daß der Ausschuß 3 meinem Anträge so wohl¬
wollend nachgekommen ist.

Präsident : Das Wort hat Herr Ministerialrat
Tantz en.

Ministerialrat Tantzen : Der Herr Bericht¬
erstatter und Herr Wittje  haben die Freijahre
berührt . Vielleicht ist es zweckmäßig, noch klar
zu stellen, wie die Sache zur Zeit liegt . Die
Siedler auf Geest und Moor haben zunächst 6
volle Freijahre , dann zahlen sie für das 7., 8. und
9. Jahr i/z der Rente , für das 10., 11. und
12. Jahr ?/z der Rente und erst vom 13. Jahrs
ab die Vollrente . Die Siedler genießen also, wie
das auch schon der Berichterstatter heroorgehoben
hat , nicht 6, sondern insgesamt 9 Freijahre . Die
Staatsregierung ist mit der Verlängerung der
Freijahre von 9 auf 10 einverstanden , sie glaubt
aber in Uebereinstimmung mit dem Bericht , den
der Ausschuß 1 zu dem selbständigen Antrag
Wittje  gegeben hat , daß es aus siedlungspoli¬
tischen Gründen und auch im Interesse des Fort¬
kommens der Siedler richtiger ist, daß eine Staffe¬
lung der Rentenzahlung auch für die Zukunft bei¬
behalten wird . Sie schlägt vor , daß den Sied¬
lern aus Geest und Moor statt 6 volle Freijahre
demnächst 7 gewährt werden , daß die Siedler für
das 8., 9. und 10. Jahr /̂z der Rente , für "das
11., 12. und 13. Jahr ^ und vom 14. Jahre
ab die volle Rente zahlen . Die Erfahrungen haben
gelehrt , daß die Siedler , normale Zeiten und nor¬
male Wirtschaftsverhältnisse vorausgesetzt , in der
Lage sind, im Rahmen der zur Verfügung stehenden
Hilfen durch Meliorationskredite usw. ein Kolonat
von normaler Größe in 6—7 Jahren voll in
Kultur zu bringen . Es scheint daher auch nicht
unbegründet , wenn man in Zukunft vom 8. Jahre

den Siedlern einen Bruchteil der Rente zur Zahlung
auserlegt , wie es bisher gemacht ist. Der Aus¬
schuß 1 hat sich mit diesem bisherigen Verfahren
einverstanden erklärt . Es dürften keine sachlich be¬
rechtigten Gründe oorliegen , ich betone ausdrück¬
lich, bei normalen Zeiten , dieses Verfahren zu
verlassen. Die Staatsregierung stellt den Ver¬
besserungsantrag zu Nr . 3 und empfiehlt , in
Ziffer a hinter den Worten : „10 Freijahre zu
gewähren sind" , folgende Worte einzuschieben:
„In der Weise, daß in den ersten 7 Jahren keine,
vom 8. bis 10. Jahre i/z , vom 11. bis 13. Jahre
2/z und erst vom 14. Jahre ab die Vollrente zu
zahlen ist.

Präsident : Ich stelle den Verbesserungsantrag
mit zur Beratung.

Das Wort hat Herr Abg . Fröhle.
Abg . Fröhle : Meine Herren ! Ich will mich

nicht in den Streit einmischen, wer am meistens
für die Kolonisten getan hat , Ausschuß 1 oder
Ausschuß 3. Das eine ist sicher, man muß an¬
erkennen, daß außergewöhnlich viel getan ist. Ins¬
besondere hat der Ausschuß 3 weitgehendes Ent¬
gegenkommen gezeigt. Es sind eine Reihe von
Anträgen gestellt, die die Lage der Kolonisten und
Siedler wesentlich erleichtern. Ferner ist dankbar
anzuerkennen, daß man eingesehen hat , daß man
diesen Leuten entgegenkommen muß . (Zuruf : Das
war keine Vertraulichkeit !) Herr Albers,  ich
verstehe vollkommen Ihren Zwischenruf und muß
sagen, daß Sie im Punkte Zwischenrufe recht viel
leisten. In den letzten Tagen haben Sie mir einen
Zuruf gemacht, während ich an der Abstimmung
teilnahm . Da haben Sie gesagt , das wäre eine
bolschiwistische Tendenz . Ich stelle fest, daß Sie
sich durch Ihre starken Zwischenrufe ebenso bolschi-
wistisch benehmen . — Die Landwirtschaft ist nicht
mehr rentabel . Ich habe schon gesagt , die Neu¬
siedler und Kolonisten sind die ersten, die es am
eigenen Leibe spüren, und das sind die Leute , die
nicht mehr wissen, wie sie vorankommen sollen.
Hier sind eine Reihe von Anträgen gestellt. Wozu
ich besonders das Wort nehmen möchte, ist der
Antrag , den der Herr Minister gestellt hat . Nach
meiner Ansicht reicht er nicht aus . Wenn ich an
die Fälle denke, die wir gesehen haben auf unserer
Reise, ich denke an die Fälle in Westerstede, wo
diese Leute wirklich unverschuldet in Not geraten
sind, so muß ich sagen, wenn diesen Leuten geholfen
werden soll, dann muß etwas durchgreifendes ge¬
schehen, und durchgreifend ist dieses nicht. Das
Geld soll verzinst und auch sichergestellt werden,
damit keine Verluste entstehen. Ich stelle fest,
es gibt eine Reihe von Kolonisten , wo schon die
Beleihungsgrenze weit überschritten ist, und wenn
man da nicht schnell hilft , ist jede Hilfe unnötig.
So liegen die Verhältnisse . Es muß meines Er¬
achtens eine Position eingestellt werden , aus der
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man den unverschuldet in Not geratenen Kolonisten
Mittel gibt , daß sie wieder emportommen . So
geht es nicht weiter . Ich glaube nicht, daß der
Weg , der jetzt beschritten werden soll, zum Ziele
führt . Wenn die Leute noch Zinsen zahlen sollen,
wo die Beleihungsgrenze überschritten ist, urck
wenn das Geld sicher gestellt werden soll, so weiß
ich nicht, wie man damit den Leuten helfen kann.
Ich möchte die Staatsregierung dringend bitten,
doch in den Etat eine Position einzustellen, damit
man den Leuten hilft , denen noch zu Helsen ist. Ich
glaube , im nächsten Jahre braucht man einer Reihe
von Kolonisten , wenn man jetzt nicht etwas durch¬
greifendes unternimmt , nicht mehr zu helfen.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Driver.

Minister Dr . Driver : Meine Herren ! Ich muß
den Ausführungen des Abg . Fröhle  doch wider¬
sprechen. Er scheint meine Ausführungen nicht rich¬
tig verstanden zu haben . Ich habe in meiner Rede
zunächst gesagt , daß mit Ausfällen gerechnet werden
müsse. In dem Anträge selbst ist gesagt , daß die
Darlehn zwar sicher zu stellen sind, daß aber bis
zum vollen Wert gegangen werden kann, und daß
die Darlehn zinsfrei oder mit Zinsermäßigung ge¬
währt werden sollen. Es ist vollständig in das Er¬
messen des Ministeriums gestellt, die Darlehn auch
vollständig zinsfrei zu gewähren , sei es auf eine
Reihe von Ilebergangsjahren oder aber für die
ganze Zeit . Ich weiß nicht, wie man da sagen
kann, daß darin nicht genügend Wohlwollen gegen¬
über den unverschuldet in Not geratenen Kolonisten
zum Ausdruck kommt. Es kann den in Not ge¬
ratenen Kolonisten wirksam geholfen werden , sei
es durch Gewährung eines zinsfreien Darlehns
oder eines Darlehns gegen mäßige Verzinsung.
Ich glaube , daß Herr Fröhle  mich mißverstanden
hat , wenn er gegen diese Regelung Einwendungen
erhoben hat.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Schmidt.
Abg . Schmidt : Meine Herren ! Ich habe leider

nicht verstanden , wie groß die Ersparnisse aus dem
vergangenen Jahre sind. (Zuruf : Bis zu 36 000
M .) Das ist allerdings keine große Summe , aber
immerhin ist es eine Summe , mit der man vielleicht
die dringendste Not beheben kann. Daß eine ge¬
wisse Sicherung gefordert wird , dem muß statt¬
gegeben werden . — Nun zu dem Anträge des Herrn
Regierungsvertreters . Ich darf sagen, daß bei
der Verhandlung im Ausschuß 3 über diese Frage
wegen der 10 Freijahre man sich nicht festlegte aus
absolute Freilassung der ersten 10 Jahre , sondern
man war der Auffassung , daß man nach dem An¬
träge Wittje  die Freijahre durchaus staffeln
könnte, wie der Regierungsvertreter das getan hat.
Ich kann mich für meine Fraktion mit dieser Be-
ordnung einverstanden erklären . Ich weiß nicht,
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ob im Durchschnitt 10 Jahre herauskommen , aber
es scheint so.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . The-
m an  n.

Abg . Themann : Gestatten Sie mir noch einige
Worte zu der Not der Siedler . Ich weiß aus
eigener Erfahrung , daß den Siedlern geholfen werden
muß . Wenn wir uns den Etat durchsehen und uns
die Ergebnisse vor Augen führen , dann hört man
von allen Seiten , daß die Ausgaben zu hoch sind.
Aber trotzdem möchte ich, daß für den Siedler noch
mehr getan wird , als der Antrag des Ministers
oorsieht . 36 000 M ., ist nicht genug , damit kann
nicht geholfen werden . Ich glaube , daß es auch
andere Kreise gibt , die sich ebenso in Not befinden,
die sind aber nicht abhängig vom Staat , sondern
von Privaten , und können auch nicht den Staat um
eine ähnliche Hilfe angehen wie die Siedler . Ob
es möglich ist, auf anderem Wege Geld zu be¬
schaffen, um den Siedlern zu Helsen, lasse ich dahin¬
gestellt. Ich glaube aber , daß dem Siedler nicht
all zu sehr die Rente belastet , sondern viel mehr
die Abtragung des Hausbaudarlehn . Dazu kommt
das Meliorationsdarlehn , was verzinst werden muß.
Sie müssen bedenken, daß alle Siedler , die 2 Jahre
aus dem Oedland sitzen, das Meliorationsdarlehn
mit 4 o/o verzinsen müssen. Das ist die größte Be¬
lastung . Nach 2 Jahren kann der Siedler aus dem
Kolonat noch keine Erträge herausholen , er muß
immer noch Geld hineinstecken. Es wäre sehr er¬
wünscht, wenn die Regierung auch hier Entgegen¬
kommen könnte, indem die Zinszahlung etwas später
beginnt . Es freut mich, daß auch von den Herren
Schmidt und Wittje  zugegeben wird , daß die
Rente gestaffelt werden muß , daß nicht volle 10
Freijahre gewünscht werden . Ich glaube , daß wir
mit der Drittelung besser fahren als mit der Frei¬
lassung der ersten 10 Jahre . Wenn die Siedler im
10. Jahre die volle Rente zahlen können, können sie
auch einige Jahre vorher Vg davon zahlen . Dann
ist die Steigerung , die nach 10 Jahren in die Er¬
scheinung tritt , nicht so groß , und den Siedlern ist
damit mehr geholfen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg.
Dr . Kohnen.

Abg . Dr . Kohnen : Meine Herren ! Ich muß
doch mit einigen Worten aus die Vorwürfe zurück¬
kommen, die Herr Wittje  dem Ausschuß 1 ge¬
macht hat . Cr hat ausgeführt , daß der Ausschuß 1
seinen Antrag anscheinend nicht genügend geprüft
habe . Ich erblicke darin einen derartig schweren
Vorwurf , daß ich dagegen Stellung nehmen muß.
Ich muß mit aller Eindeutigkeit erklären , daß dieser
Antrag genau so eingehend beraten ist wie wir jeden
anderen Antrag beraten . Ich muß auch daraus
Hinweisen, daß der Ausschußantrag einstimmig vom
ganzen Ausschuß gefaßt ist. Es ist nicht richtig,
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daß wir den Antrag nicht eingehend genug be¬
raten haben . Es sind durchaus sachliche Gründe
gewesen, die uns ^ur Ablehnung veranlaßt haben.
Es waren die Gründe ^ die auch heute vebchiedent-
lich vorgetragen sind. Sie liegen darin , daß wir
mit der Staffelung durchaus einverstanden sind und
glauben , wenn das nicht der Fall wäre , daß dann
mancher Siedler dort auf seinen Kolonat sitzen
bleiben würde , die Freijahre ausnützen und dann
sein Kolonat zurückgeben würde , wenn die Zahlung
der Rente beginnt . Das konnten wir nicht mit¬
machen. Daher haben wir geglaubt , daß wir uns
gegen den Antrag Wittje  wenden mußten . Es
liegt in keiner Weise Mangel an Gründlichkeit vor,
sondern rein sachliche Gründe waren für den Aus¬
schuß 1 maßgebend . Im übrigen glaube ich, daß
nicht die Rente Schuld daran ist, daß die Verhält¬
nisse zur Zeit ungünstig sind, sondern daß andere
Gründe dabei mitspielen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . AIbers-

Äbg . Albers : Meine Herren ! Ich möchte einiges
sagen zu dem, was Herr Dr . lohnen ausgeführt
hat . Ich war zufällig bei der Berichtfeststellung
im Ausschuß zugegen. Ich habe darauf hingewiesen,
daß mir die Erledigung des Antrages Wittje
doch nicht ganz so zu sein scheine, wie der Antrag das
verdiene . Ich habe auch schon aus einen Punkt des
Berichts hingewiesen. Daß aber der Antrag offen¬
bar nicht ganz schlüssig und nicht ganz sachgemäß
behandelt ist, geht schon daraus hervor , daß der
Ausschuß 3 eine andere Behandlung dieser Materie
vorgenommen hat . Daraus geht hervor , daß in
der Tat die Behandlung der Anregung , die von
Herrn Wittje  ausging , im Ausschuß 3, wo die
Siedlungsangelegenheiten bearbeitet werden , eine
günstigere gewesen ist.

Nun ich das Wort habe , möchte ich den Herrn
Minister darauf Hinweisen, daß man doch nicht all
zu große Hoffnungen machen darf mit dem, was
angekündigt ist. Es ist so, daß 36 000 M . für
die Unzahl von in Not geratenen Siedlern zur
Verfügung stehen. Sie werden bestenfalls 10 oder
einige mehr Siedler mit diesen Darlehn befriedigen
können. Ich glaube , daß es doch richtig ist, nicht
all zu große Hoffnungen zu erwecken, tatsächlich
kann nur sehr wenigen geholfen werden.

Meine Herren , inzwischen ist auch Herr FröhIe
wieder in den Saal gekommen. Ich wollte nur
gegenüber seinen Wünschen, daß noch mehr für
die Siedler getan werden müsse, einiges sagen.
Er hat gesagt , daß dafür Geld in den Voranschlag
eingestellt werden müsse. Ich glaube , daß es not¬
wendig ist, sich etwas zu beschränken, solche Wünsche
und Forderungen zu äußern . Aber es gibt ein
Mittel : Wenn Sie den Antrag stellen, die Grund¬
steuer um 5 o/o zu erhöhen , haben Sie die Mittel
für die Siedler.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Wittje.
Abg . Wittje : Meine Herren ! Sie haben alle

gesehen, daß in meinem Anträge die Staffelung
der Rente vorgesehen ist. Deshalb ist es verfehlt,
wenn man sich hier lange darüber aufhält . Ich
muß mich aber wundern , daß ein großer Teil des
Landtages immer noch so energisch für diese Staffe¬
lung eintritt . Ich möchte die Negierung fragen,
ob sie in früheren Zeiten , vor dem Kriege , wo
doch in den ersten 10 Zähren keine Rente gehoben
wurde , dann aus einmal mit der vollen Renten¬
zahlung begonnen werden mußte und keine Staffe¬
lung vorgesehen war , so schlechte Erfahrungen ge¬
macht hat . Ich glaube nicht. Meine Herren ! Herr
Ministerialrat Tantzen  hat angeführt , daß die
Kolonisten nicht 6, sondern 9 Freijahre genießen.
Das wissen wir . Ich wollte aber mehr und habe
zum Ausdruck gebracht, daß nach 6 Zähren der
Kolonist noch nicht in der Lage ist, zu zahlen.
Deshalb wollte ich die ganze Rentenzahlung etwas
weiter hinausschieben. Nachher, wenn die Kolonate
in Ordnung sind, mag man den Leuten angemessene
Renten abnehmen , aber man mag solange warten,
bis sie zu zahlen in der Lage sind. Nach 6 Zähren
mag das Land kultiviert sein, aber dann ist es
noch sehr wenig ertragsfähig . Dann ist gesagt,
aus siedlungspolitischen Gründen würde die Rente
gestaffelt , was sind das für Gründe ? Daß die
ungeeigneten Siedler , die nicht viel taugen , nicht
zu lange auf den Stellen sitzen? Da hat man
andere Handhaben , um zu verhindern , daß diese
Stellen ganz heruntergewirtschaftet werden . Herr
Ministerialrat Tantzen  hat bemerkt, daß sachliche
Gründe für meinen selbständigen Antrag nicht vor¬
liegen könnten. Za , Herr Ministerialrat , glauben
Sie denn, daß ich aus agitatorischen Gründen hier
stehe und für die Siedler Anträge stelle? Dazu
ist mir die Lage der Siedler , die ich am genauesten!
von allen kenne, tatsächlich zu ernst. Nun ist viel¬
leicht die Gefahr vorhanden , daß der Antrag , der
vom Ausschuß 3 gestellt ist, abgelehnt wird . Des¬
halb will ich mich damit einverstanden erklären,
daß dieser von der Staatsregierung gestellte Ver¬
besserungsantrag , der 7 volle Freijahre vorsieht,
angenommen wird , dann ist wenigstens etwas für
die Kreise erreicht.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Fröhle.
Abg . Fröhle : Ich wollte nur noch gesagt haben,

daß man mit verhältnismäßig geringeren Summen
auskommen kann, wenn man in den Etat soge¬
nannte Zinsbeihilfen einstellt, die den Kolonisten
zugute kommen. Deshalb braucht man nicht gleich
die Grundsteuer um 5 o/o zu erhöhen . Zch wollte
noch aus die Auswertung bei den alten Siedlern
Hinweisen. Verschiedene Fälle , die ganz hart an
der Grenze liegen. Man hat damals den Siedlern
gesagt , sie könnten den Betrag ablösen und das
Geld einzahlen. Die Unterlagen dafür habe ich
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hier . Die Siedler hatten Geld , aber sie konnten
es nicht kos werden und nachher mutzten sie es
aufwerten . Ich möchte das Siedlungsamt bzw.
das Staatsministerium bitten , in diesen Fällen,
wo es äutzerst an der Grenze liegt , doch möglichst
so zu entscheiden , datz es den Siedlern zugute kommt
und nicht dem Staate.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung zum 8 1 und er¬
öffne sie zum ZZ 2 , 3 , 4 . Das Wort wird nicht
verlangt.

Im Anträge 2 beantragt der Ausschutz:
Die Staatsregierung wird ersucht,
a ) den Neusiedlern auf Geest und Moor

die Rente für das Jahr 1927/28 zu
erlassen und

b) für die Beisiedlungen auf Geest und
Moor auf 50 «/o zu ermäßigen.

Der Ausschuß stellt ferner den Antrag:
Die Regierung wird ersucht , die Rente der
Kolonisten und Siedler in Reichsmark -Rente
festzustellen und den Rentenplan dahingehend
zu ändern , datz
a ) 10 Freijahre zu gewähren sind,
b) zur Durchführung einer möglichst gerech¬

ten Neubonitierung des Bodens bei der
Rentenfestsetzung sachverständige Kolo¬
nisten mehr als bisher gehört werden.

c) nach Einführung der Reichsmarkrente
auch die Ablösbarkeit dieser Rente mög¬
lich sein mutz.

Hier ist das einzuschieben , was die Regierung
wegen der 10 Freijahre und wegen der Staffelung
beantragt hat.

Ich eröffne die Beratung zu diesen Anträgen 2
und 3 und ferner zu dem

Bericht des Ausschusses 1 über den selbständigen
Antrag des Abg . Wittj  e und über die Eingabe
des Peter Watermann , betr . Siedlerrente,
wo der Ausschuß beantragt im Anträge 1:

Die Regierung wolle prüfen , ob den Neu¬
siedlern aus Geest und Moor durch einen
Erlaß der diesjährigen Rente oder auf
anderem Wege geholfen werden kann.

Dieser Antrag des Ausschusses 1 wird überholt
durch die Anträge 2 und 3 des Ausschusses 3
zum Siedlungsvorschlag . Das Wort wird nicht
verlangt . Ich schließe die Beratung . Wir stimmen
über den Antrag 2 ab . Ich bitte die Abgeord¬
neten , die den Antrag 2 annehmen wollen , sich zu
erheben . (Geschieht .) Der Antrag ist angenommen.
Ich lasse jetzt über den Antrag 3 in Verbindung
mit dem Anträge der Regierung abstimmen und
bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht .) Der
Antrag ist angenommen . Durch die Annahme dieses

Antrages ist der Antrag 1 des Berichts über den
selbständigen Antrag Wittje  erledigt.

Wir kommen zum Anträge 4 , zum Siedlungs¬
voranschlag:

Die Staatsregierung wolle prüfen , in wel¬
chem Umfange bei der Rentenaufwertung
den Siedlern gegenüber Härten vorgekom¬
men sind und diese durch einen angemessenen
Ausgleich wohlwollend beseitigen.

Der Ausschuß stellt weiter den Antrag 5:
Die Staatsregierung wird ersucht , in Fällen
unverschuldeter dringender Notlage auch den
Altsiedlern die Rente für das verflossene
Jahr ganz oder teilweise zu erlassen.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen.
Das Wort wird nicht verlangt.

Der Ausschuß stellt den Antrag 6:
Die Staatsregierung wolle in den einzelnen
Kolonien bei je 2 oder mehr typischen Kolo-
naten laufend die wirtschaftliche Lage mög¬
lichst eingehend feststellen und dem Landtag
jährlich Bericht zukommen lassen.

Das Wort wird nicht verlangt.
Ich eröffne die Beratung zum Anträge 7:

Die Eingabe des Kolonisten Adolf Ahlers
und den selbständigen Antrag des Abg.
Wittje  durch die Beschlußfassung zu den
Anträgen 2— 5 für erledigt zu erklären.

Hier muß nachgefügt werden , daß auch die Ein¬
gabe des Kolonisten Watermann mit erledigt wird.
Das Wort wird zu all diesen Anträgen nicht ver¬
langt . Ich schließe die Beratung und bitte die
Abgeordneten , die die Anträge 4— 7 annehmen
wollen , sich zu erheben . (Geschieht .) Die An¬
träge sind angenommen.

Im Anträge 8 beantragt der Ausschuß:
Annahme der 5— 15.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zum ßZ 5, 6 . . 15 . Das Wort wird nicht
verlangt.

Antrag 9:
Annahme der ZZ 16 — 20.

Ich eröffne die Beratung zum ßtz 16 . . 20.

Antrag 10:
Annahme der HZ 21 — 23.

Ich eröffne die Beratung zum 21 , 22 , 23.
Das Wort wird nicht verlangt . Ich schließe die
Beratung . Wir stimmen über die Anträge 8 bis
10 zusammen ab . Ich bitte die Abgeordneten,
die die Anträge annehmen wollen , sich zu erheben.
(Geschieht .) Die Anträge sind angenommen.

Im Anträge 11 beantragt der Ausschuß:
Die Staatsregierung wolle beim Reiche da¬
hin vorstellig werden , daß die Landarbeiter¬
darlehen aus der produktiven Erwerbslosen-

39 *
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fürsorge statt bis zum 15. Jahre erst bis
zum 30 . Jahre getilgt werden müssen.

Dazu überreicht der Abg . Themann  einen
genügend unterstützten Antrag , der folgendermaßenlautet:

Dem Anträge 11 ist folgender Satz nach¬
zufügen : Das Gleiche gilt für die Neusiedler,
welche aus den Ueberschüssen der Reichs¬
getreidestellen ein Siedlungsdarlehen er¬
halten.

Ich eröffne die Beratung zu dem Anträge 11
des Ausschusses und zu diesem Verbesserungsantrag
Themann  und gebe das Wort Herrn Abg.
Themann.

Abg . Themann : Meine Herren ! Von der wirt¬
schaftlichen Seite aus besteht wohl kein Unter¬
schied zwischen beiden Arten von Siedlern , die vom
Staat eingewiesen werden und den privaten Sied¬
lern , die aus den Ueberschüssen der Reichsgetreide¬
stelle ein Darlehen erhalten . Der Siedler vom
Staat hat einige Freijahre , ein Meliorationsdar¬
lehen aus der produktiven Erwerbslosenfürsorge und
Landarbeiterdarlehen . Der Privatsiedler , der auch
das Oedland kultiviert , bekommt lediglich ein Dar¬
lehen aus den Ueberschüssen der Reichsgetreide¬
stelle, das verzinst werden muß . Beide erfüllen
den gleichen Zweck. Sie machen das Oedland urbar,
so daß es dem Staate etwas einbringt . Es werden
dadurch Einnahmequellen geschaffen, und so müßte
auch beiden Arten von Siedlern auf gleiche Weise
geholfen werden . Ich glaube nicht, daß wir hier
einen Unterschied machen dürfen zwischen den Sied¬
lern . Der Anfang ist für beide gleich schwer und
so muß man beiden entgegenkommen.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister
Dr . Driver.

Minister Dr . Driver : Meine Herren ! Auch der
Verbesserungsantrag des Herrn Abg . Themann
ist der Regierung ganz sympathisch, und wir wer¬
den versuchen, beim Reich im Sinne des Antrages
vorstellig zu werden und wollen sehen, ob da etwas
zu erreichen ist.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Dann lasse ich über den Antrag 11 mit dem
Zusatzantrag des Herrn Abg . Themann  ab¬
stimmen. Ich bitte die Abgeordneten , die den
Antrag annehmen wollen , sich zu erheben . (Ge¬
schieht.) Ich konstatiere die Annahme.

Annahme der 88 24—26.
Zß 24, 25, 26.
Antrag 13:

Annahme der 88 27—34.
88 27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34.
Zu den Ausgaben stellt der Ausschuß den An¬

trag 14:
Annahme der 88 1—15.

88 1. 2, 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9, 10. 11 , 12 . 13.
14, 15, und weiter den Antrag 1'5:

Annahme der 88 16—22.
88 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22 . Wortmeldungen

liegen nicht vor . Ich lasse über die Anträge 12
bis 15 abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten,
die diese Anträge annehmen wollen , sich zu er¬
heben. (Geschieht.) Sie sind angenommen.

Im Antrag 16 ist ein Schreibfehler enthalten.
Der Antrag muß folgendermaßen lauten:

Annahme des Regierungsantrags in folgen¬
der Fassung der eingefügten Worte : „ein¬
schließlich bis zu 10 000 Darlehen für
Siedler zur Organisation und zur Förderung
des Kartoffelabsatzes " .

Der Antrag des Regierungsvertreters steht aus
der Vorderseite . Es muß hinzugefügt werden:

„und Annahme der 88 23—28 mit der zu
8 26 beschlossenen Ergänzung der Bemer¬
kungen" .

Zu diesem Antrag hat der Herr Staatsminister
vorhin einen Antrag gestellt, der verlesen ist. Ich
stelle den Antrag 16 mit dem Antrag der Staats¬
regierung zur Beratung . Keine Wortmeldungen.
Ich lasse über den Antrag 16 mit dem Verbesse¬
rungsantrag der Regierung abstimmen . Ich bitte
die Abgeordneten , die den Antrag annehmen
wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Ich kon¬
statiere die Annahme.

Jetzt kommt Antrag 17:
Annahme der 88 29—45.

88 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37, 38,
39, 40, 41 , 42, 43, 44, 45. Keine Wortmeldungen.
Ich bitte die Abgeordneten , die diesen Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Ich
konstatiere dessen Annahme.

Punkt 6 c der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses 1 zur Eingabe des Ver¬

bandes landw . Kleinbetriebe e. V ., Vechta , betr.
Rückzahlung des Landarbeiterdarlehns.

Der Ausschuß beantragt dazu im Anträge 1:
Die Regierung wolle dahin wirken, daß den
Landarbeiter -Darlehnsnehmern zunächst min¬
destens 3 Freijahre gewährt werden und
prüfen , ob darüber hinaus noch die Til¬
gungsfrist auf 15 Jahre verlängert werden
kann.

Der Ausschuß stellt weiter den Antrag 2:
Der Landtag wolle die Eingabe des Ver¬
bandes landw . Kleinbetriebe e. V ., Vechta,
durch den Beschluß in Antrag Nr . 1 für
erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung zu diesen Anträgen
und zur Eingabe.

Das Wort hat Herr Abg . Themann.
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Abg . Themann : Man braucht nicht viel mehr
über diese Eingabe reden , weil die wirtschaftliche
Not jetzt so allgemein ist. Wenn das aber zu-
trifst , dann werden diejenigen am meisten betroffen,
die sich in Unkosten gestürzt, ein neues Haus ge¬
baut haben und das Landarbeiter -Darlehn be¬
kommen haben . Aber daß das Darlehn schon im
ersten Jahr wieder zurückgezahlt werden mutz zu
i/ig , ist eine solche Härte , weil die Betreffenden
dazu kaum in der Lage sind. Wenn ihnen etwas
geholfen werden könnte, dann würden wir dadurch
wesentlich auch den ganzen Wohnungsbau künftig
fördern.

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich bitte die Abgeordneten , die die Aus¬
schutzanträge annehmen wollen , sich zu erheben,
(Geschieht.) Ich kann die Annahme konstatieren.

Punkt 7 der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses2 über die Vorlage

-er Staatsregierung, betr. Zusammenstellung der
innerhalb der für die Landwirtschaftskammerwahlen
eingerichteten Wahlkreise vorhandener landwirt¬
schaftlich genutzter Flächen. (Anlage 7.)

Der Antrag des Ausschusses lautet:
Die Anlage 7 und die Eingabe des Bauern -,
Pächter - und Siedler - Verbandes durch
Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.

Ich eröffne die Beratung . Da sich niemand
zum Wort meldet , bitte ich die Abgeordneten , die
den Ausschutzantrag annehmen wollen , sich zu er¬
heben. (Geschieht.) Ich konstatiere die Annahme.

Punkt 8 ist der
Bericht des Ausschusses3 zur Eingabe von

Interessenten der Bedeichungsgenossenschaft Ellen-
serdamm-Dangast, um Uebernahme eines Teils
-er entstehenden Kosten auf die Staatskasse oder
um eine jährliche Zinsbeihilfe.

Der Ausschutzantrag lautet:
Die Eingabe wird durch die Erklärung der
Regierung für erledigt erklärt.

Ich eröffne die Beratung . Keine Wortmel¬
dungen . Ich bitte die Abgeordneten , die den Aus¬
schutzantrag annehmen wollen , sich zu erheben. (Ge¬
schieht.) Ich stelle die Annahme fest.

Punkt 9 ist der
Bericht des Ausschusses1 über die von der

Buchhalterei des Finanzbüros aufgestellte und
durch weitere Erläuterungen ergänzte Nachweisung
-er Einnahmen und Ausgaben der Kasse des
Siedlungsamts für 1926 nebst Nachweisung der
Kaufgelder und der Erlöse für Grundstücke in be¬
sonderer Anlage. (Anlage 3b.)

Der Ausschutz beantragt:
Der Landtag wolle die Ueberschreitungen
bei der Kasse des Siedlungsamts in Höhe

von 25 761,78 nachträglich genehmigen
und die Anlage 35 damit für erledigt er¬
klären.

Ich eröffne die Beratung . Da keine Wort¬
meldungen vorliegen , bitte ich die Abgeordneten,
die den Ausschutzantrag annehmen wollen , sich zu
erheben. (Geschieht.) Ich stelle die Annahme fest.

Punkt 10 der Tagesordnung ist:
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe

des Pfandleihers S . Reisnrr in Rüstringen, betr.
Erhöhung - er Zinssätze für die Darlehen der
Pfandleiher.

Der Ausschutz beantragt:
Der Landtag wolle die Eingabe des Pfand¬
leihers S . Reisner aus Rüstringen durch
die Erklärung der Regierung für erledigt
erklären.

Ich eröffne die Beratung . Keine Wortmel¬
dungen . Ich bitte die Abgeordneten , die den Aus¬
schutzantrag annehmen wollen , sich zu erheben. (Ge¬
schieht.) Ich konstatiere die Annahme.

Punkt 11 der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe

-es Müllers Ernst Erich Kunz in Hirstein, betr.
Beschwerde gegen das Bürgermeisteramt in Hir¬
stein bzw. Gewährung eines Zusatzdarlehens zur
Fertigstellung von zwei Wohnungen.

Der Ausschutzantrag lautet:
Der Landtag wolle über die Eingabe zur
Tagesordnung übergehen.

Ich eröffne die Beratung . Keine Wortmel¬
dungen . Ich bitte die Abgeordneten , die den Aus¬
schutzantrag annehmen wollen , sich zu erheben. (Ge¬
schieht.) Er ist angenommen.
^ Punkt 12 ist der

Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe
des Eichmeistersa. D. Carl Meyer, Rüstringen,
um Wiederbeschäftigung im Staatsdienst.

Der Ausschutzantrag lautet:
Der Landtag wolle die Eingabe durch die
Erklärung der Regierung für erledigt er¬
klären.

Ich eröffne die Beratung . Da keine Wort¬
meldungen vorliegen , lasse ich abstimmen . Ich bitte
die Abgeordneten , die den Ausschutzantrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben. (Geschieht.) Ich
konstatiere die Annahme.

Der nächste Punkt der Tagesordnung ist ein
Bericht des Ausschusses1 über einen selbstän¬

digen Antrag des Abg. Fick.
Herr Abg . Fick ist verhindert , heute zu er¬

scheinen. Er hat gebeten, die Sache abzusetzen.
Das Wort hat Herr Abg . Nieberg  zur Ge¬

schäftsordnung.
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Abg . Nieberg : Meine Herren ! Es handelt sich
um einen einmütig vom Ausschuß gestellten An¬
trag . Ich sehe tatsächlich die Notwendigkeit nicht
ein, die Sache abzusetzen.

Präsident : Ich habe gesagt , Herr Abg . Fick
habe gebeten, den Antrag abzusetzen, und ich habe
geglaubt , seinem Wunsche entsprechen zu sollen.
Ich werde die Sache auf die nächste Tagesordnung
bringen.

In der Nachfuge habe ich angekündigt , daß
als Punkt 13a die

Förmliche Anfrage des Abg . Zimmermann
beraten werden soll.

Ich gebe Herrn Abg . Zimmermann  das
Wort.

Abg . Zimmermann : Meine Herren ! Leider
herrscht in der Bezahlung der Notstandsarbeiter
im Landesteil Oldenburg noch keine Einheitlich¬
keit. Soweit mir bekannt ist, gibt es noch Not¬
standsarbeiter , die für Arbeiten , für die sie eigent¬
lich 72 die Stunde haben müßten als Tarif¬
lohn , nur 60 erhalten . Der Träger dieser
Arbeiten ist die Haase -Wasseracht in Cloppenburg.
Nun wenden sich die Notstandsarbeiter nicht mit
zahlreichen und umfangreichen Eingaben an den
Landtag , sondern wenn sie etwas derartiges haben,
kommen sie zu ihrer Organisation , um dort ihrem
Herzen Lust zu machen. Der Zustand ist nicht
besonders schön. Wir haben ja stundenlang über
die Bezahlung der Beamten gesprochen, da nehme
ich an , daß wir auch wenige Minuten Zeit haben,
um uns mit den Uebelständen bei den Arbeitern
zu beschäftigen. Stellen Sie sich einmal vor , wenn
jemand 8 Stunden täglich arbeitet , dann wären
das die Woche bei 60 /Z Stundenlohn 48 X 60
— 28,80 AK . Nun ist die tägliche Arbeitszeit
durchschnittlich 9 Stunden , vorausgesetzt , daß die
Arbeiter durch Witterungseinslüsse nicht gezwungen
werden, weniger zu arbeiten , ergibt 32,40 AK die
Woche. Tatsächlich müßten sie, wenn sie den Tarif¬
lohn erhielten , erheblich mehr bekommen. Nach
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz , Z 39 Abs. 4,
steht den betreffenden Arbeitern der Tariflohn zu.
Meines Erachtens liegt diese Sparsamkeit auch
nicht im Interesse der Träger dieser Arbeiten;
denn durch diese schlechte Bezahlung entsteht die
Befürchtung , daß die Leute weglaufen , ein häufiger
Wechsel eintritt und die betreffenden Träger er¬
reichen damit die gewünschte Förderung der Arbeit
nicht. Ist dann aber die Bezahlung so schlecht,
dann müssen die Städte , aus denen die Arbeiter
kommen, eingreisen, um die Familie zu unter¬
stützen, soweit verheiratete Notstandsarbeiter in
Frage kommen; denn die Führung des doppelten
Haushalts kostet letzten Endes mehr als 32,40 AK.
Mithin bekommen die Betreffenden von den
Städten , von denen sie dorthingeschickt wurden,

soweit sie verheiratet sind und 35 AK nicht ver¬
dienen, 3,60 AK dazu, wenn sie mindestens
3 Kinder haben . Es tritt bei den Leuten aber
noch eine weitere Schwierigkeit ein. Sie sind ge¬
zwungen , wenn sie dort arbeiten , einen bestimmten
Betrag abzugeben für die Unterhaltung ; denn sie
müssen in der Kantine essen. So ging dieser Tage
wieder eine Notiz durch die Presse und die Leute
sind auch bei uns gewesen, daß sie alle 2 Tage
mindestens 1 Brot abnehmen müssen von
31/2  Pfund , ganz gleich , ob sie es essen oder nicht.
Das kommt in Frage bei der Firma Dammermann.
Wenn die Leute sparen wollen , d. h., wenn sie
glauben , mit weniger auskommen zu können, dann
sollte man den Leuten diese Freiheit geben. Sie
müssen so sparsam wie irgend leben, wenn sie auch
ihren Familien noch etwas zuteil werden lassen
wollen . Nun ist es sehr interessant , daß die Firma
verlangt , daß die Arbeiter sich dort beköstigen
lassen; denn in dem Antwortschreiben an das
Arbeitsamt der Stadt Rüstringen heißt es unter
anderem : „Wenn eine derartige Zwangsverpflegung
nicht vorhanden wäre , könnte es Vorkommen, daß
dieser oder jener der Erwerbslosen seine Geldmittel
anderweitig verwendet und so nicht in der Lage
ist, sich zu verpflegen ." Das ist eine Bevormun¬
dung , wie sie meines Erachtens schlimmer nicht
sein kann. Das geht unter keinen Umständen , ein¬
mal die schlechte Bezahlung und zum andern der
Zwang , daß sie dort die Verpflegung nehmen
müssen. Die Leute haben natürlich das Empfinden,
daß der Unternehmer nicht nur an ihrer Arbeits¬
kraft verdienen will , sondern auch noch an der
Verpflegung ein erhebliches Plus machen will . In
diesem Falle haben 45 'Mann dort die Arbeit
niedergelegt . Ich möchte auch hier bitten , daß
die Staätsregierung nach dem Rechten sieht und
daß man in der Auswahl der Unternehmer — es
können die Aemter angewiesen werden — recht
vorsichtig ist. Die Bezuschussung dieser Arbeiten
erfolgt aus öffentlichen Mitteln , und die Öffent¬
lichkeit hat daher ein Interesse daran , wie die
Leute dort behandelt werden . Der ß 39 Abs. 4
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes steht uns in
der Beziehung zur Seite.

Der frühere Verwaltungsausschuß des Landes¬
arbeitsamts in Oldenburg hat sich wiederholt mit
den Verhältnissen befaßt , und ich muß anerkennen,
daß die Staatsregierung , sobald die Beschlüsse ge¬
faßt waren , die Träger der oldenburgischen Arbeiten
angewiesen hat , die Bezahlung zu leisten, nur sind
es hier die Aemter , in diesem Falle das Amt
Cloppenburg , welches versagt . Ich möchte dringend
bitten , daß die Staatsregierung dahin wirkt, daß
die entsprechende Bezahlung für diese Arbeiten
erfolgt.

Mir scheint auch, daß die Träger dieser Arbeiten
und die Arbeitnehmer nicht recht im Bilde sind mit
den Abzügen . Dieser Tage war einer der Not-
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standsarbeiter bei mir . Der machte mir die Mit¬
teilung , er habe 2 Tage gearbeitet bei der Firma
Dammermann . Für diese 2 Tage sind berechnet
12,95 an Steuern sind abgezogen 30 Z-,
Krankenkasse 1,18 M ., Erwerbslosenfürsorge 52
Invalidenversicherung 75 Verpflegung 3,70 M .,
Abzüge zusammen 6,45 so daß er für diese
2 Tage — er ist verheiratet und hat 1 Kind —
6,50 erhielt . Nun mögen diese Abzüge be¬
rechtigt sein, aber soweit die Steuern in Frage
kommen, sind sie nicht berechtigt . Würden die
Notstandsarbeiter in täglichem Lohn stehen, dann
wäre der Abzug von Steuern berechtigt, aber bei
einem Wochenlohn durfte das nicht der Fall sein.
Bei einem Wochenlohn müssen 24 M . für den
Familienvater , 2,40 M . für die Frau und 2,40 M.
für das erste Kind steuerfrei bleiben , und des¬
wegen durste man ihm Steuern nicht abziehen.

Nun ist es selbstverständlich, daß die Notstands¬
arbeiter sich nicht alle beschweren und nicht alle
so behandelt werden . Man müßte aber wenig¬
stens Richtlinien herausgeben , daß alle Baustellen
gleich behandelt werden und etwas derartiges nicht
wieder vorkommt . Dieser Fall liegt besonders
kratz, aber ich möchte doch bitten , "daß , wenn ein
Tariflohn besteht, datz der dann auch innegehalten
wird und datz die Träger der Arbeiten sich danach
richten.

Präsident: Das Wort hat Herr Minister
Dr . Millers.

Minister Dr . Millers : Meine Herren ! Die
förmliche Anfrage des Herrn Abg . Zimmer¬
mann  wird wie folgt beantwortet:

„Es ist der Staatsregierung bekannt , datz bei
den Notstandsarbeiten der Hasewasseracht bisher
ein Stundenlohn von 60 Z , gezahlt wurde . Die
Angelegenheit fällt aber unter die Zuständigkeit
des Landesarbeitsamtes , dessen Verwaltungsaus¬
schutz nach Z 139 Abs. 4 des Gesetzes über
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung
vom 16. Juli 1927 bei öffentlichen Notstands¬
arbeiten eine obere Grenze für die Entlohnung der
Notstandsarbeiter sestsetzen kann. Nach einem Be¬
schlüsse des Verwaltungsausschusses des ehemaligen
Landesarbeitsamtes Oldenburg ist für die Not¬
standsarbeiten der Hasewasseracht und das Rech¬
nungsjahr 1927/28 die Höchstgrenze aus 60 Rpf.
festgesetzt worden . Nach Auskunft des Landes¬
arbeitsamtes Hannover ist fort beabsichtigt , die
Bewilligung der Reichsmittel für das Rechnungs¬
jahr 1928/29 davon abhängig zu machen, datz
den Notstandsarbeitern bei der Hasewasseracht vom
16. Mai 1928 einschl. ab 68 Rpf . und vom 1. Juli
1928 einschl. ab der Tariflohn nach dem Tarif¬
verträge für das Tiefbaugewerbe gezahlt werden.
Nach der Mitteilung des Landesarbeitsamtes ist
mit Sicherheit anzunehmen , datz der Verwaltungs¬
ausschutz diesem Vorschläge zustimmen wird.

Wegen der übrigen Anstände , Herr Abg . Zim¬
mermann,  wird Feststellung und Prüfung er¬
folgen.

Präsident: Damit ist die Angelegenheit erledigt.
Wir kommen zum Punkt 14 der Tagesordnung:
Bericht des Ausschusses1 über den selbständigen

Antrag der Abg. Meyer (Holte ) und Fröhle.
Der Ausschutz beantragt:

Der Landtag wolle den selbständigen Antrag
Meyer (Holte ), Fröhle  durch die Er¬
klärung des Regierungsoertreters für erledigt
erklären.

Ich eröffne die Beratung . Da keine Wort¬
meldungen vorliegen , bitte ich die Abgeordneten,
die den Ausschutzantrag annehmen wollen , sich zu
erheben. (Geschieht.) Ich stelle die Annahme fest.

Punkt 15 ist der
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe

der Gebrüder Spille in Kellerhöhe, Post Cloppen¬
burg , um Erlaß der Grunderwerbssteuer.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle über die Eingabe zur
Tagesordnung übergehen.

Da niemand das Wort wünscht, bitte ich die
Abgeordneten , die den Ausschutzantrag annehmen
wollen , sich zu erheben. (Geschieht.) Ich stelle
die Annahme fest.

Punkt 16 ist der
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe

des Landmanns Joh . Böning in Delfshausen-Süd¬
bäke, Gemeinde Rastede, um Aufwertung der
Brandkassenentschädigungssummeoder um Bewilli¬
gung eines angemessenen Geldbetrages zur Linde¬
rung seiner Not.

Der Ausschutzantrag lautet:
Der Landtag wolle über die Eingabe zur
Tagesordnung übergehen.

Ich eröffne die Beratung . Keine Wortmel¬
dungen . Ich bitte die Abgeordneten , die den Aus¬
schutzantrag annehmen wollen , sich zu erheben. (Ge¬
schieht.) Ich konstatiere die Annahme.

Punkt 17 der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe

des Bauern-, Pächter- und Siedlerverbandes.
Im Anträge 1 beantragt der Ausschuß:

Der Landtag möge beschließen, die Staats¬
regierung wird ersucht, zu prüfen , ob auf
Antrag des Eebäudebesitzers , dessen Gebäude
nach Bauart und Lage bisher  in die
in die Gefahrenklasse 0 fällt , nach der Be¬
nutzung aber in die Gefahrenklasse 4 fallen
mutzte, anders eingegliedert werden können,
wenn die Benutzung gering ist und erhebliche
Lagerungen von leicht brennbaren Stoffen
wie Heu und Stroh nicht möglich ist.
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Es ist weiter beantragt im Anträge 2:
Der Landtag möge beschließen, die Staats¬
regierung wird ersucht, zu prüfen , ob nicht
die Bestimmung des Z 75 Ziffer 1 des
Brandkassengesetzes dahin geändert werden
kann, daß wenigstens die Kosten der ersten
Einschätzung sowie der ersten Schätzung, die
durch vorgenommene Verbesserungen oder
Veränderungen seitens des Eigentümers ver¬
anlaßt werden, für das dritte Schätzungsmit¬
glied (Gemeindevorsteher ) vom Gebäude¬
eigentümer nicht erhoben werden.

Antrag 3 lautet:
Die Eingabe des Bauern -, Pächter - und
und Siedlerverbandes durch die Beschluß¬
fassung für erledigt zu erklären.

Ich eröffne die Beratung über alle 3 Anträge
und über die Eingabe.

Das Wort hat Herr Abg . Heidkamp.
Abg . Heidkamp : Meine Herren ! Eine Bemer¬

kung im Ausschußbericht, Seite 626, Ziffer HI,
gibt mir Veranlassung , das Wort zu nehmen. In
dem Bericht ist gesagt : „ Weiter sind Blitzschutz¬
anlagen und die Stromleitungen in den Gebäuden
zu überwachen, damit durch mangelhafte Instand¬
haltung dieser Anlagen nicht eine erhöhte Feuers¬
gefahr für die versicherten Gebäude entsteht ." Die
Überwachung der Blitzschutzanlagen und der
Stromleitungen und die Durchführung der ent¬
sprechenden Ministerialbekanntmachung ist aber dem
Eewerbeamt übertragen , obgleich ich es als zweck¬
mäßiger angesehen hätte , daß auch der Brand --
kassenverwaltung die Ueberwachung übertragen wor¬
den wäre . Ich glaube , annehmen zu dürfen , daß
das Gewerbeamt wegen seiner sonstigen Verpflich¬
tungen wohl auch kaum in der Lage sein wird,
dieser ihm übertragenen Ueberwachung seine be¬
sondere Aufmerksamkeit schenken zu können. Ich
möchte dabei nur erinnern an die elektrischen An¬
lagen , die vielfach nicht überall mit der nötigen
Sorgfalt angelegt sind und wo häufig die nötigen
Blitzschutzanlagen fehlen. Hier ist zweifellos in der
Regierungserklärung ein Widerspruch , und ich
möchte um Aufklärung bitten.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg.
Dr . Kohnen.

Abg . Dr . Kohnrn : Meine Herren ! Eine andere
Sache . Es sind vielfach in letzter Zeit Klagen
laut geworden über die Höhe der Schätzungsge¬
bühren im Oldenburger Lande . Ich weiß nicht,
ob der vorgeschlagene Weg zu Punkt 4 der Ein¬
gabe im Anträge 2 der richtige ist; ich möchte
aber hoffen , daß vielleicht dieser Antrag ein An¬
laß ist für die Regierung , einmal diese Sache nach¬
zuprüfen , um dann vielleicht dem nächsten Landtage
Vorschläge zu machen, wie diesen Klagen abge¬
holfen werden kann. (Minister Dr . Driver:  Soll
geschehen!)

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht
vor . Dann lasse ich über die 3 Ausschußanträge ab¬
stimmen. Ich bitte die Abgeordneten , die diese
Anträge annehmen wollen , sich zu erheben. (Ge¬
schieht.) Ich konstatiere die Annahme.

Punkt 18 der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses1 über die Anlage 37,

betr. die Vorlegung des Geschäftsberichtes der
staatlichen Kreditanstalt, der Landessparkasse und
der Oeffentlichen Lebensoersicherungsanftalt.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle die Geschäftsberichte der
Staatlichen Kreditanstalt und der Landes¬
sparkasse für 1926 und 1927 und der
Oeffentlichen Lebensversicherung für 1928
durch Kenntnisnahme für erledigt erklären.

Ich eröffne die Beratung . Keine Wortmel¬
dungen . Ich bitte die Abgeordneten , die den Aus-
schußantrag annehmen wollen , sich zu erheben . (Ge¬
schieht.) Er ist angenommen.

Punkt 19 ist der
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe

des Landwirts Heinrich Meier aus Ramsloh.
Der Ausschuß beantragt:

Der Landtag wolle durch die Beschlußfassung
über die Eingabe die Eingabe für erledigt
erklären.

Keine Wortmeldungen . Ich laste abstimmen
und bitte die Abgeordneten , die den Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Ich
konstatiere die Annahme.

Nächster Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses1 über die Eingabe

des Handels- und Gewerbevereins Löningen, betr.
die Wiedereinrichtung des Katasteramts.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag wolle über die Eingabe zur
Tagesordnung übergehen.

Keine Wortmeldungen . Ich lasse abstimmen
und bitte die Abgeordneten , die den Antrag an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Ich
konstatiere die Annahme.

Dann kommt die Nachfuge zur Tagesordnung.
Es ist Punkt 13a erledigt . Es folgt Punkt 21:

Bericht des Ausschusses2 zu der Vorlage der
Staatsregierung, betr. Abänderung des Gesetzes
vom 20. Juni 1923 zur Ausführung - es Reichs-
gefetzes für Jugendwohlsahrt vom 9. Juli 1922.
(Anlage 50.)

Im Bericht wird von einer Mehrheit beantragt
im Anträge 1:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Eine Minderheit beantragt dagegen im An¬
träge 2:

Ablehnung des Gesetzentwurfs.



257

Ich eröffne die Beratung und gebe das Wort >
dem Herrn Berichterstatter Abg . Sante.  !

Abg . Sante : Meine Herren ! Ich möchte einen !
Druckfehler berichtigen. Wie der Regierungsoer-
treter mitgeteilt hat , muh in der Vorlage in der
vorletzten Zeile das Wort „ Ministerium " durch
„Staatsministerium " ersetzt werden.

Präsident: Sonst wird das Wort nicht ver¬
langt . Ich schließe die Beratung . Wir kommen
zur Abstimmung , und zwar zunächst über den An¬
trag 2 der Minderheit . Ich bitte die Abgeord¬
neten, die diesen Antrag annehmen wollen , sich zu
erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist abgelehnt.
Damit darf ich die Annahme des Antrages 1 fest¬
stellen.

Anträge zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs
erbitte ich bis heute abend 8 Uhr.

22. Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses2 zur Anlage 52, betr.

Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck
zur Aendsrung des Gesetzes vom 18. Februar 1W1,
betr. die Errichtung einer Landwirtschaftskaminer.
1. Lesung.

Der Ausschuh beantragt:
Annahme des Gesetzentwurfs.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu dem Gesetzentwurf.

Das Wort hat der Berichterstatter , Herr Abg.
Dohm.

Abg . Dohm : Meine Herren ! Wenn es schon
richtig ist, dah die alte Einschätzung zum Grund¬
steuer-Reinertrag , so gut und schön sie auch da¬
mals gemacht ist, unter den heutigen Verhältnissen
nicht mehr zutrifft , dann war es Pflicht der Land¬
wirtschaftskammer , sich wegen der Berechnung der
Umlagen nach einer anderen Grundlage umzusehen.
Diese Grundlage ist gefunden in den Sätzen der
Einheitsbewertung nach dem neuen Reichsbewer¬
tungsgesetz. Allerdings weicht diese Berechnung ab
von der Berechnung in Oldenburg . Wir glauben
aber , dieser Berechnung den Vorzug geben zu
müssen, weil auch die Landwirtschaftskammern in
Kiel und Lübeck schon in diesem Jahre nach dieser
Bewertung die Umlagen erhoben haben . Weil
nun doch eine Gesetzesänderung vorgenommen wer¬
den muhte , glaubten wir , gleichzeitig einige weitere
Aenderungen mit aufnehmen zu müssen. Ich bitte
Sie , dem Gesetzentwurf Ihre Zustimmung zu geben.

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht
vor . Ich schließe die Beratung und bitte die Ab-
vor . Ich schließe die Beratung und bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Der
Antrag ist angenommen.

Steuogr . Berichte. IV. Landlag, 5. Versammlung.

Anträge zur zweiten Lesung bitte ich ebenfalls
bis heute abend 8 Uhr einzureichen.

23 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses2 zur Anlage 55, Ent¬

wurf eines Gesetzes für den Landesteil Lübeck, betr.
Abänderung des Gesetzes über die Ausübung der
Jagd vom 8. Februar 1888.

Im Anträge 1 beantragt der Ausschuh:
Annahme des Art . 7 in der Fassung des
Entwurfs mit der Aenderung , dah dem Z 3
folgender Satz nachgefügt wird : Die Grund¬
eigentümer -Jagdkarte wird auf Antrag auch
dem Ehegatten des Grundeigentümers aus¬
gestellt.

Dazu liegt ein Verbesserungsantrag vor , der
hinter dem Worte „Antrag " einschieben will
die Worte „des Grundeigentümers " .

Ich eröffne die Beratung zu diesem 'Anträge
mit dem Verbesserungsantrage.

Das Wort hat Herr Abg . Dohm.
Abg . Dohm : Ich möchte bitten , diesen Ver¬

besserungsantrag zum Anträge 1 anzunehmen und
dann den Antrag 5 zu streichen. In das Gesetz
von März 1920 ist schon ein Artikel aufgenommen,
der heiht:

„Der Iagdberechtigte oder sein Vertreter ist
befugt , die im Jagdreviere mindestens 200 Meter
von Häusern einherschleichenden Katzen zu töten,
ohne dah der Eigentümer Anspruch auf Ent¬
schädigung hat ."
Dieser Artikel ist etwas kürzer gefaßt , er genügt

aber . Antrag 5 ist überflüssig geworden und muh
gestrichen werden.

Präsident: Der Ausschuß zieht den Antrag 5
zurück.

Abg . Dohm : Zu dem Gesetzentwurf im allge¬
meinen möchte ich noch einige Bemerkungen machen.
Wie notwendig es ist, dah im Landesteil Lübeck
einmal etwas geschieht, um den Wildbestand zu
schonen, mögen Sie aus dem folgenden entnehmen:
In den schönen Wäldern des Landesteils gehen
2 Oberförster spazieren. Dann begegnet ihnen eine
junge Dame und fragt , wo sie in diesen schönen
Wäldern wohl einen schönen Rehbock treffen könnte,
sie wäre lange herumspaziert , hätte aber keinen
getroffen . Einer dieser beiden Förster sagte : Alte
und schöne Rehböcke gibt es nicht, aber dafür gibt
es alte und schöne Herren . Da meinte die Dame:
Und dazu sehen sie noch sehr würdig aus . Die
kann ich auch anderswo sehen, darum brauche ich
nicht nach der Holsteinischen Schweiz zu kommen.
Ich ziehe es vor , meinen Urlaub abzukürzen. Da
meinte der eine Förster , sie mühten einen wunder¬
baren Eindruck gemacht haben . Der andere aber
meinte, das wäre nicht der Fall gewesen, wenn

IO
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sie einen alten schönen Rehbock gesehen hätte , wäre
ihr das lieber gewesen.

Sie sehen daraus , wie der Rehbestand geschont
werden mutz . Es ist notwendig , datz das Reh¬
wild mindestens 3 Jahre geschont wird . Die
Schonzeiten sind etwas abweichend von den Olden-
burgischen Schonzeiten , decken sich aber mit den
preußischen . Es ist wohl richtiger , datz wir uns
nach diesen Schonzeiten richten . Im übrigen darf
ich Sie bitten , die Anträge des Ausschusses anzu¬
nehmen . Was geändert wird , deckt sich mit dem,
was in Oldenburg geschehen ist.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht mehr
vor . Ich schließe die Beratung zu dem Gesetz¬
entwurf im allgemeinen und zum H 1 und eröffne
sie zum Artikel 7 HZ 2 . . 6.

Der Ausschuß stellt den Antrag 2:
Annahme des Artikels 8 mit der Aende-
rung , datz in der 2 . Reihe des 1 . Absatzes
die Zahl „ 15 " durch „ 25 " ersetzt wird und
im 2 . Absatz in der 2 . Reihe die Worte
„Landesteil Lübeck" durch die Worte , „ Frei¬
staat Oldenburg " ersetzt werden.

Der Ausschuß stellt weiter den Antrag 3:
Annahme der Artikel 9 , 10 , 12 , 19 , 20a
und 20 b.

Ich eröffne die Beratung zu diesen beiden An¬
trägen und zu den dazugehörigen Artikeln . Wort¬
meldungen liegen nicht vor.

Im Anträge 4 beantragt der Ausschuß:
Der Artikel 21 des Gesetzes für das Fürsten¬
tum Lübeck, betreffend die Ausübung der
Jagd vom 8 . Februar 1888 , wird durch
folgende Bestimmung ersetzt:
1 . Der Jagdberechtigte ist befugt , Hunde,

die wiederholt herrenlos in seinem Jagd¬
bezirk in einer Entfernung von über
200 Metern vom nächsten bewohnten
Hause umherstreifend angetroffen sind,
zu fangen oder zu töten oder durch Be¬
auftragte fangen oder töten zu lassen,
ohne daß der Eigentümer des Hundes
einen Anspruch aus Entschädigung hat.
Die gleiche Befugnis steht auch dem
Grundeigentümer oder Nutzungsberechtig¬
ten eines Grundstücks zu bei Hunden,
die wiederholt auf ihren Grundstücken
in der vorstehend genannten Entfernung
vom nächsten bewohnten Hause herrenlos
umherstreisend angetrosfen sind.

2 . Diese Befugnis erstreckt sich nicht aus
Jagdhunde , die aus Anlatz ihrer Be¬
nutzung bei der Jagd auf der Suche oder
aus der Verfolgung von Wild sich vor¬
übergehend von ihrem Führer entfernt

haben , auch wenn sie über die Grenzen
des Jagdbezirks übergejagt sind . Wind¬
hunde und Bracken dürfen jedoch auch in
diesem Falle gefangen und getötet wer¬
den , ohne datz der Eigentümer einen An¬
spruch aus Entschädigung hat.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge 4.
Wortmeldungen liegen nicht vor . Ich schließe die
Beratung und lasse über die Anträge 1— 4 zu¬
sammen abstimmen . Ich bitte die Abgeordneten,
die die Anträge annehmen wollen , sich zu erheben.

'.(Geschieht .) Die Anträge sind angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung erbitte ich bis heute
abend 8 Uhr.

24 . Gegenstand der Tagesordnung ist der
Bericht des Ausschusses 2 zu Anlage 15 , betr.

Entwurf einer Urkunde , detr . Verleihung des
Bergwerkseigentums zur Aufsuchung von Mine¬
ralien.

Der Ausschuß beantragt:

Der Landtag wolle der Urkunde über die
Verleihung des Bergwerkseigentums an die
Oldenburgische Oelausbeutungsgesellschaft
m . b . H . in Hannover die gemäß H 4
Abs . 1 des Berggesetzes erforderliche Zu¬
stimmung mit der Maßgabe erteilen , datz in
Zeile 4 des H 7 das Wort „ bitumöse " durch
„bituminöse " ersetzt wird , und in H 15
Zeile 9 statt des Wortes „ Förderzins"
„Förderzinses " gesagt wird.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu dem Entwurf . Das Wort wird nicht ver¬
langt . Ich schließe die Beratung und bitte die
Abgeordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht .) Der
Antrag ist angenommen.

25 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 2 zu Anlage 53 , betr.
Urkunde über Verleihung des Bergwerkseigentums
auf 4 Feldern im Amtsbezirk Jever und im Ge¬
biete der Stadt Jever und der Stadt Rüstringen
an den Kaufmann Folkmar Franzius in Bremen.

Der Ausschuß beantragt:

Der Landtag wolle der Urkunde über die
Verleihung des Bergwerkseigentums an den
Kaufmann Folkmar Franzius in Bremen
gemäß H 4 Abs . 1 des Bergwerksgesetzes
die erforderliche Zustimmung erteilen.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu der Urkunde . . Das Wort wird nicht ver¬
langt . Ich schließe die Beratung und bitte die
Abgeordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht .) Der
Antrag ist angenommen.
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26. Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses3 zur Anlage 49, betr.

den Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil
Oldenburg, betr. die Aenderung des Gesetzes, betr.
die Erhebung der Steuer vom bebauten Grund¬
besitz. 1. Lesung.

Eine Minderheit stellt den Antrag 1:
Annahme der Anlage 49 mit der Aenderung,
daß die Abs. 2 und 3 im Z 23 des Ge¬
setzes, betr . die Erhebung einer Steuer vom
bebauten Grundbesitz vom 25 . Mai 1927,
gestrichen werden.

Eine Mehrheit beantragt im Anträge 2:
Annahme der Anlage 49

und schließlich beantragt der ganze Ausschuß im
Anträge 3:

Der Landtag wolle über die Eingabe des
Landesverbandes der oldenburgischen Haus¬
und Erundbesitzeroereine e. V . zur Tages¬
ordnung übergehen.

Ich eröffne die Beratung zu diesen Anträgen
und zu dem Gesetzentwurf im allgemeinen.

Das Wort hat Herr Abg . Zimmermann.
Abg . Zimmermann : Meine Herren ! Wenn ich

hoffen dürfte , daß unser Antrag der Minderhiet
angenommen würde , würde ich jetzt die Beschluß¬
fähigkeit des Hauses anzweifeln . Da ich aber
keine Hoffnung habe , will ich es im Interesse der
Arbeiten des Landtages nicht tun , aber ich möchte
doch einige Worte sagen. Ich bedaure , daß unser
Antrag nicht eine Mehrheit findet . Ich will nicht
daraus eingehen, was die Regierung in der Vor¬
lage selbst fordert . Eingestellt sind 2 200 000 M.
Wenn die Möglichkeit besteht, ohne wesentliche Er¬
höhung des Prozentsatzes der Steuer einen ähn¬
lichen Betrag herauszubringen , dann sollte man
es meines Erachtens tun . Aus diesem Grunde
haben wir auch den Antrag gestellt. Wir wünschen
im Z 23 die Streichung der Abs. 2 und 3.
Der Abs. 2 hat nur formelle Bedeutung ; ich will
ihn nicht verlesen. Aus den Abs. 3 möchte ich je¬
doch noch besonders Hinweisen, da heißt es:

„Die sich für gewerbliche Gebäude ergebende
Steuermiete wird , soweit das Gebäude vom
Steuerpflichtigen oder seinem Ehegatten für seinen
oder seines Ehegatten unter das Eewerbesteuer-
gesetz fallenden Gewerbebetrieb benutzt wird, bei
der Berechnung der Steuer nur mit 50 o/o in
Ansatz gebracht ."
Wir halten nach wie vor diese Vergünstigung

für ungerecht, selbst wenn man annehmen wollte,
daß der Gewerbetreibende eine besondere Vergün¬
stigung erfahren sollte infolge der schlechten Lage,
weil er nur einen Teil der Gewerbetreibenden trifft.

Meine Herren , den Gewerbetreibenden , denen es
tatsächlich schlechter geht, die in .Lemieteten Räumen
ihr Gewerbe betreiben , denen gibt man keine Ver¬
günstigung , sondern lediglich denen, die hauszins-
steuerpflichtig sind, d. h. die in ihrem eigenen
Hause ihr Gewerbe betreiben . Derjenige , der ein
eigenes Haus besitzt, ist im allgemeinen wirtschaft¬
lich viel stärker als derjenige , der sein Gewerbe
in gemieteten Räumen betreiben muß . Darüber
besteht meines Erachtens kein Zweifel . Hinzu
kommt, daß seit unserer früheren Beschlußfassung
die Mieten für gewerbliche Räume wesentlich er¬
höht find , also diese Leute sich doppelt schlecht
stehen. Diese Vergünstigung besteht in Preußen
nicht, sondern nur in Oldenburg . Wenn wir diese
streichen würden , würden wir ein Mehr von rund
350 000 M . erzielen, also man brauchte dann nicht
16o/o der Steuermiete zu erheben, sondern ledig¬
lich 14,3o/o. Nach der Regierungsvorlage würden
wir mit den Zuschlägen 32 0/0 erheben müssen.
Kommen mehrere Ausfälle , besteht für die Re¬
gierung die Möglichkeit, über die 16 0/0 hinaus¬
zugehen, also es kann noch mehr werden . Da¬
gegen bin ich der Auffassung , daß man unseren An¬
trag annehmen sollte. Tut man es nicht in der
ersten Lesung , kann man es in der zweiten
Lesung . Wir werden überlegen , ob wir in der
zweiten Lesung nochmals diesen Antrag wieder¬
holen . Wir würden , wenn der Antrag angenommen
würde , ein Stück Gerechtigkeit schaffen. Herr
Meyer (Holte ) hat in der ersten Lesung zum Vor¬
anschlag einen Antrag gestellt, der auch ohne Er¬
höhung des Prozentsatzes einen entsprechend höhe¬
ren Betrag aus der Steuer herausholen wollte.
Er wollte allerdings durch seinen Antrag die Strei¬
chung der Erleichterungen , die Abs. 1 des Z 23
enthält , erreichen. Er hat es unterlassen , den An¬
trag bei der Beratung dieses Gesetzes zu stellen,
weil er selbst einsehen mußte , daß , wenn sein An¬
trag angenommen worden wäre , die Städte eine
erneute Belastüng erfahren hätten , die Landge¬
meinden aber eine Entlastung , wie aus dem Be¬
richt auch zu ersehen ist. Daher hat er davon
Abstand genommen . Ich bitte daher , daß Sie
unseren Antrag , wenn nicht in der ersten Lesung,
dann aber doch in der zweiten Lesung annehmen.
Tatsächlich handelt es sich darum , daß dadurch
eine Entlastung für viele Leute , die kaum die
Steuer von 12 0/0 bzw. 13,68 °/o tragen konnten,
erfolgen würde.

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Schmidt.
Abg . Schmidt : Der Herr Abg . Zimmer¬

mann  will , wie er sagt, durch seinen Antrag das
Gesetz gerechter machen. Das gelingt ihm nicht.
Das ganze Gesetz ist nicht gerecht. Wir haben
uns schon, solange es ein solches Gesetz gibt , einige
Jahre lang gestritten . So auch im letzten Jahre.
Und da ist nach langem Hin und Her diese Ver-
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günstigung für das Gewerbe hineingekommen. Be¬
sonders auch in Hinsicht daraus , datz die landwirt¬
schaftlichen Betriebsgebäude ganz frei wurden , sollte
die gewerblichen nur zur Hälfte herangezogen
werden.

Ich glaube nicht, daß es richtig ist, jetzt noch
in der von dem Abg . Zimmermann  gewünsch¬
ten Richtung das Gesetz zu ändern , da wir doch
jedenfalls im nächsten Jahre ganz andere Grund¬
lagen haben werden für die Behandlung dieser
Materie , weil vom Reich mit Richtlinien kommen.
Darum glaube ich nicht, dag es gerechtfertigt ist,
jetzt dem Anträge Zimmermann  stattzugeben
und dem Gewerbe das zu nehmen, was ihm im
Gesetz im letzten Jahre zugesprochen ist.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Zim¬
mer  m a n n.

Abg . Z mmermann : Meine Herren ! Datz durch
Annahme unseres Antrages nun nicht volle Ge¬
rechtigkeit geschaffen wird , darüber sind wir uns
vollständig klar. Im Rahmen des Gesetzes besteht
aber doch die Möglichkeit, etwas Gerechteres zu
schassen, als das Gesetz zur Zeit enthält . Dar¬
über besteht doch auch kein Zweifel . Nun sagt
Herr Schmidt,  die landwirtschaftlichen Betriebs¬
gebäude sind frei geblieben , daher mutzten wir
dem Gewerbe entgegenkommen. In Preutzen sind
die landwirtschaftlichen Betriebsgebäude auch frei,
ohne dem Gewerbe Erleichterungen zu schaffen, und
man überlegt in Preutzen , ob es nicht zweckmäßig
ist, die landwirtschaftlichen Betriebsgebäude wieder
unter die Hauszinssteuer fallen zu lassen. Man
sieht auch dort ein, datz die jetzige Beordnung
ungerecht ist. Für die gewerblichen Räume besteht
in Preutzen diese Bestimmung , wie sie Oldenburg
hat , nicht. In Preutzen müssen die gewerblichen
Räume , soweit ich unterrichtet bin, voll diese Steuer
zahlen . Infolgedessen können wir meines Erachtens
das auch beschließen. Nun sagt Herr Schmidt,
im nächsten Jahre besteht vielleicht die Möglich¬
keit dann können wir dis Ungerechtigkeit aus¬
merzen. Das sagen wir auch beim Finanzaus¬
gleich seit Jahr und Tag , auch bei der Hauszins¬
steuer, und immer ist es beim alten geblieben.
Es wäre eins Kleinigkeit , das Steuergesetz so zu
ändern , datz die gewerblichen Räume voll heran¬
gezogen werden . Es besteht im Hause Einmütig¬
keit darüber , datz innerhalb der gewerblichen Be¬
triebe eine Ungerechtigkeit geschaffen ist dadurch,
datz man diejenigen , die Räume gemietet haben,
nicht darunter fallen , weil sie nicht hauszinssteuer-
pflichtig sind. Wenn man dieses einsieht, dann
ist es heute, noch Zeit , das Gesetz zu ändern.

Präsident : Wortmeldungen liegen nicht weiter
vor . Ich schließe die Beratung . Wir stimmen
über den Antrag 1 ab . Ich bitte dje Abgeord¬
neten, dis den Antrag 1 annehmen wollen , sich zu

erheben . (Geschieht.) Der Antrag ist abgelehnt.
Damit ist der Antrag 2 angenommen . Ich bitte
jetzt noch die Abgeordneten , die den Antrag 3
annehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht.)
Der Antrag ist angenommen.

Anträge zur zweiten Lesung erbitte ich bis mor¬
gen, mittags 1 Uhr.

27 . Gegenstand ist der
Bericht des Ausschusses 3 über die Eingabe

der Wulfenauer Siedler Pieper und 2 Genossen,
betr . llmleihung ihrer Roggenschuldverschreibungen.

Der Ausschuß beantragt:
Die Eingabe wird durch die Erklärung der
Regierung für erledigt erklärt.

Ich eröffne die, Beratung zu diesem Anträge
und zu der Eingabe . Das Wort wird nicht ver¬
langt . Ich schließe die Beratung und bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Der
Antrag ist angenommen . .

28 . Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 3 über die Eingabe des
Kolonisten Joh . Braje , betr . Beschaffung eines
Darlehns in Höhe von 3000 M.

Der Ausschuß beantragt:
Die Regierung wolle dem Kolonisten Braje
in Ihausen weitere 2300 M . aus den Haus¬
bau - und Meliorationsdarlehn an Siedler
gewähren.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu der Eingabe . Das Wort wird nicht ver¬
langt . Ich schließe die Beratung und bitte die Ab¬
geordneten , die den Antrag des Ausschusses an¬
nehmen wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Der
Antrag ist angenommen.

29. Gegenstand ist der

Bericht des Ausschusses 1 über den dringlichen
selbständigen Antrag des Abg . Hug.

Der Ausschuß beantragt:
Den Antrag Hug auf Grund der nach den
Erklärungen des Regierungsvertreters er¬
lassenen Verordnung des Reichsarbeits¬
ministers vom 27. März 1928 für erledigt
zu erklären.

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge
und zu dem selbständigen Anträge . Da niemand
das Wort wünscht, schließe ich die Beratung und
bitte die Abgeordneten , die den Antrag des Aus¬
schusses annehmen wollen , sich zu erheben. (Ge¬
schieht.) Der Antrag ist angenommen.

Das Wort hat Herr Abg . Wempe  zur Ge¬
schäftsordnung.
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Abg . Wempe : Ich bitte , noch eine Angelegen¬
heit kurz vortragen zu dürfen . Die Staatsregie¬
rung hält es für notwendig , daß zu den Anlagen 30
und 40 eine zweite Lesung stattsindet . Die An¬
lage 30 beantragt nachträglich Mittel , die im Vor¬
anschlag des Landesteils Birkenfeld im Jahre
1926 aus ordentlichen Einnahmen genommen sind,
auf Anleihe zu nehmen , um so statt des Defizits
einen Ueberschuß zu bekommen. Etwas ähnliches
wird in der Anlage 40 für den Landesteil Lübeck
beantragt . Der Landtag hat den beiden Vorlagen
seine Zustimmung gegeben. Ich möchte bitten,
die Angelegenheit in zweiter Lesung gleich zu er¬
ledigen.

Präsident : Es handelt sich um 2 Vorlagen , die
der Ausschuß nicht als Gesetzesvorlagen angesehen
hat , die aber von der Regierung so angesprochen
werden . Daher ist eine Frist zur Einbringung
von Anträgen für die zweite Lesung nicht gesetzt.

Ich bitte den Landtag , zu entscheiden, ob dem An¬
träge entsprochen werden soll. Widerspruch er¬
folgt nicht.

Abg . Wempe : Ich beantrage namens des Aus¬
schusses:

Annahme der Nachtragsentwürse in zweiter
Lesung und im ganzen.

Präsident : Wir stimmen sofort ab . Ich bitte
die Abgeordneten , die dem Anträge zustimmen
wollen , sich zu erheben . (Geschieht.) Der Antrag
ist angenommen.

Damit ist unsere Tagesordnung erledigt . Die
nächste Sitzung beabsichtige ich am Dienstag ab¬
zuhalten.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluß : 7 Uhr 35 Minuten .)
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